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111. Diplomprüfu ng

Prüfungsordnung
für den wirtschaftswissenschaftlIchen Zusatzstudiengang

für Ingenieure und Naturwissenschaftler
an der Fernuniversität - Gesamthochschule - in Hagen

Vom 19. Mal 163

Aufgrund des § 2 Abs. 4. des § 87 Abs. 3 und des § 91 Abs. 1 des Ge­
setzes über die wissenschaftlichen HOChschulen des Landes Nordrhein­
Westfalen (WissHG) vom 20. November 1979 (GV. NW. 5.926). zuletzt
geandert durch Gesetz vom 3. April 1992 (GV. NW. S. 124). hat die Fern­
unlversltat - Gesamthochschule - In Hagen die folgende Prütungsordnung
als Satzung erlassen:

14
Regel.tudlenzeit und Studienumfang

(1) Die RegelstudienZeit beträgt einschließlich der AbSChlußprüfung fünf
Semester. Beim TeilzeitstudIum verlängert Sich die Regelstudienzeit ent­
sprechend.
(2) Der Studienumfang im Pflicht- und Wahlpflichtbereich soll insgesamt
etwa 80 Semesterwochenstunden betragen. Die Studieninhalte sind so
auszuwählen und zu begrenzen. daß das Studium In der Regelstudienzett
abgeschlossen werden kann. Dabei ISt zu gewahrteisten. daß der Student
im Rahmen dieser Prüfungsordnung nach eigener Wahl Schwerpunkte
setzen kann und Pflicht· und WahlpftichtveranSlaltungen In einem ausge­
glichenen Verhältnis zur selbständigen Vorbereitung und Vertiefung des
Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen. auch in
anderen Studiengängen, stehen.

§ 2
EInschreibungivoraussetzung

(1) Für den wIrtschaftswissenschaftlichen Zusatzstudiengang für Inge­
nieure und Naturwissenschaftler kann eIngeschrieben oder als Zweithörer
gemäß § 70 AbS. 2 WissHG zugelassen werden. wer bei dem berufsQua­
lifizIerenden Abschluß an einer wissenschaftlichen Hochschule den Di­
plomgrad des Diplom-Ingenieurs. Diplom-Mathematikers. Diplom-Chemi­
kers. Diplom-Mineralogen. Diplom-Geologen. Diplom-PhySikers. Diplom­
Geophyslkers. Diplom-Informatikers. Diplom-Biologen oder des Diplom­
Geographen entsprechend der Verordnung über die Bezeichnung der nach
Abschluß eines Studiums an einer wissenschaftlichen Hochschule zu ver·
leihenden Diplomgrade und die Zuordnung der Diplomgrade zu den Fach­
f1chtungen von Studiengängen (DlpI.VQ-WissH) verliehen oder wer emen
entsprechenden Abschluß von den zuständigen staatlichen Stellen als
gleichwertig anerkannt bekommen hat
(2) Nicht etngeschrteben werden können Absolventen wirtschaftswissen­
schafthcher Diplomstudiengänge an wissenschaftlichen Hochschulen Im
Geltungsbereich des HochSChulrahmengesetzes.

I 3
Gliederung und DIplomgrad de. Zusatzstudlenganges,

FunktionsbeZeichnungen
(1) Der wirtschaftswissenschaftliche Zusatzstudiengang für Ingenieure
und Naturwissenschaftler gliedert sich in ein Einführungsstudium und ein
Vertiefungsstudium.
(2) Das Einführungsstudium wird mit der Vorprüfung. das Vertiefungsstu­
dium mit der Diplomprüfung abgeschlossen.
(3) Im Vertiefungsstudium des wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzstu­
dienganges kann der Kandidat zwischen der betrtebswirtschaftlichen und
der volkswirtschaftlichen Fachrichtung wählen.
(4) Ist die Diplomprüfung bestanden. verleiht der Fachbereich Wirtschafts­
Wissenschaft der Femunlversität - Gesamthochschule - In Hagen in Ab­
hängigkeit vom ersten Diplomgrad einen der folgenden Diplomgrade:
- Diplom-Wirtschaftschemiker (Dipl.-Wirt. ehem.)
- Diplom-WirtSChaftsingenieur (Dipl.-Wirt. Ing.)
- Diplom-WirtSC:haftsmathematiker (Dipl.-Wirt. Math.)
- Diplom-Wirtschaftsphysiker (Dipl.-Wirt. Phys.)
- Diplom-Wirtschaftsinformatiker (Dipl.·Wirt. Inform.)
- Diplom-Wirtschaftsgeophysiker (Dipl.-Wirt. Geophys.)
- Diplom-Wirtschaftsgeologe (Dipl.·Wirt. Geol.)
- Diplom-Wirtschaftsmineraloge (Dipl.-Wirt. Min.)
- Diplom-Wirtschaftsbiologe (Dipl.-Wirt. Bio.)
- Diplom-Wirtschaftsgeograph (Dipl.-Wirt. Georgr.).
(5) Alle in dieser Prüfungsordnung aufgeführten personenbezogenen
Funktionsbezeichnungen werden gemäß § 12 Abs. 8 WlssHG von Frauen
in der weiblichen Form und von Männem in der männlichen Form geführt.
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I. Allgemeines
• 1

Zweck der PrOfung und ZIel des Studiums
(1) Durch die Prüfung zum Abschluß del Studiuml im wirtsehaftswissen­
schaftlichen Zusatzstudiengang für Ingenieure und Naturwissenschaftler
soll der Kandidat den Nachweis erbringen, daß er gründliche Fachkennt­
nisse erworben hat, die wissenschaftlichen Grundzusammenhinge des
gewählten Faches überbliCkt und die Flhigkeit besitZt. nach wir1Schatta­
Wissenschaftlichen Methoden und Kenntnissen zu arbeiten.
(2) Das Studium soll dem Studenten unter Berücksichtigung der Anforde­
rungen und Veranderungen 111 der Berufswelt die erforderlichen fachlichen
Kenntnisse: Flhigkeiten und Methoden so vermitteln, daß er zu wissen­
schaftlicher Arbeit, zu kritischer Einordnung der wissenschaftlichen Er­
kenntnis und zu verantwortliChem Handeln beIIhigt wird.

• 5
Prüfungen und PrüfungsfrIsten

(1) Der Diplomprüfung am Ende des Vertiefungsstudiums geht die Vor­
prüfung voraus. Sie sol vor Beginn des dritten Semesters abgeschlossen
sein.
(2) Die Meldung zur Diplomprüfung soll am Ende der Vorlesungszeit des
fünften Semesters erfolgen, und zwar mindestens sechs Wochen vor dem
Prüfungstermin durch Einreichen eines schriftlichen Antrages auf Zulu­
sung beim Prüfungsamt. Der Termin der Prüfung soll Vier Wochen und
muß spatestIns zwei Wochen vor der Prüfung bekanntgegeben werden.
(3) Die Prüfungen kOnnen jeweils vor Ablauf der In Absatz 1 und 2 ge­
nannten Fristen abgelegt werden. sofern die für die Zulassung erlorderti­
chen Leistungen nachgewiesen werden.
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§ 6
Prüfungsausschuß

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsord­
nung zugewiesenen Aufgaben bildet der Fachbereich WirtschaftsWIssen­
schaft einen PrUfungsausschuß. Der Prufungsausschuß besteht aus dem
Vorsitzenden. dessen Stellvertreter und fünf weiteren Mitgliedern. Der Vor·
sitzende. sein Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder werden aus der
Gruppe der Professoren, ein Mitglied wird aus der Gruppe der Wissen­
schaftlichen Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Gruppe der
Studenten gewählt. Entsprechend werden für die Mitglieder des Prüfungs­
ausschusses mit Ausnahme des VorSilzenden und dessen Stellvertreters
Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Profes­
soren beträgt drei Jahre. die Amtszeit der ubflgen Mitglieder ein Jahr.
Wiederwahl Ist zuläSSig.
(2) Der Prufungsausschuß ist Behörde im Sinne des Verwaltungsverfah·
rens- und des Verwailungsprozeßrechts.
(3) Der Prufungsausschuß achtet darauf. daß die Bestimmungen der Prü­
fungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnu".~sgemäße
Durchführung der Prüfungen. Er Ist Insbesondere zuständig für die Ent­
scheidung uber Widerspruche gegen I~ Prüfungsverfahren getroffene Ent­
scheidungen. Darüber hinaus hat der PrüfungsaUSSChuß dem Fachber.elch
regelmaßig. mindestens etnmal Im Jahr. uber die EntwICklung der Prufun­
gen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform d~r
Prüfungsordnung. der Studienordnung und der Studienpläne. Der Pru­
fungsausschuß kann die Erledigung seiner Auf.gaben für alle Rege~fälle al!f
den Vorsitzenden übertragen: dies gilt nicht für Entscheidungen uber WI­
dersprüche. Der Vorsitzende bedient sich bei der Wahrnehmung seiner
Aufgaben des Prüfungsamtes Im Fachbereich.
(4) Der Prüfungsausschuß ISt beschlußfähig. wenn neben dem Vorsitzen­
den oder dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend Sind: im Falle des
Satzes 4 ist der Prüfungsausschuß beschlußfähig. wenn der Vorsitzende
oder sein Stellvertreter und drei aus den Gruppen der Professoren und
der wissenschafttichen Mitarbeiter gewählte Mitglieder anwesend sind. Er
beschließt mit der Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet die Slimme desVorsitzenden. Die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses Wirken bei pädagoglsch·wlssen­
schafttichen entscheidungen, Insbesondere bei der Beurteilung. Anerken­
nung und Anrechnung von Studien· und Prüfungsleistungen. der Fesd..
gung von Prüfungsaufgaben und der Bestellung von Prüfem und BeiSit­
zern. nicht mit.
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht der Ab­
nahme der Prüfungen beizuwohnen.
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffendich. Die Mit­
glieder des Prüfungsausschusses. Ihre Stellvertreter, die Prüfer und die
BeiSitzer unterliegen der AmtsverschwIegenheit. Sofern sie nicht im öffent·
lichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

S 7
Prüfer und Bei.ltzer

(1) Der Prüfungsausschuß bestellt die Prüfer und die Beisitzer. Er kann
die Bestellung dem Vorsitzenden ubertragen. Zum Prüfer darf nur besteHt
werden. wer mindestens eine wIrtschaftswissenschaftliche Diplomprüfung
oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt und. sofern nicht zwingende
Gründe eine Abweichung erfordern•. in dem der Prüfung vorangehenden
Studlenabschnrtt an der Femunlversltit - Gesamthochschule - eine selb­
ständige Lehrtätigkeit ausgeubt hat Zum Beisitzer darf nur bestellt werden.
wer die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare Prüfung
abgelegt hat

(2) Die Prüfer sind in ihrer Prüfungstillgkeit unabhtngig.
(3) Der Kandidat kann für die mündlichen Prüfungen den Prüfer oder eine
Gruppe von Prüfern vorSChlagen. Auf die VorschlAge d.. Kandidaten soll
nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden.
(4) Der Vorsitzende des Prüfunguuuchu.... sorgt dafOr. daS dam Kan­
didaten die Namen der Prüfer rechtzeitig. mindestens zwei Wochen vor
dem Termin der jeweiligen Prüfung. bekanntgegeben werden.,-

Anrechnung von Stucfrenze"'n,
Studlenletl1Ungen und PrOfungllelatungen,

Einstufung In hOhere Fach........
(1) Studienzeiten. Studienleistul198" und Prüfungsleistungen in dem....
ben Studiengang an anderen wisAnlchattlichen Hochschulen im Gel­
tungsberelCh das Grundgesetz.. werden ohne Gleichwertigkeitlprütung
angerechnet
(2) Studienzeiten. Studienleistungen und Prüfungsleistungen in an~n
Studiengangen mit Ausnahme da. Studiengangn. dagen Abschluß Ein­
schreibungsvoraussetzung gemaS § 2 ist oder an ande,.." aII wissen­
schaftlichen Hochschulen im Geltungsberctic:h des Grundgesetze. werden
angerechnet soweit die Gleichwertigkeit festgestellt ist Studienzeiten so­
WIe Studienleistungen und Prüfungllctistungen. die an Hochschulen auSer­
halb des GeltungSberctichl des Grundgesetz.. erbracht wurden. werden
auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgntellt wird.
Gleichwertigkeit iSt festzustellen. wenn Studienzeiten. Studienleistungen
und PrüfungsleiS1Ungen im Inha" Umfang und in den Anforderungen den­
jenigen des entsprechenden Studiums an dar aufnehmenden Hochschule
im wesentlichen entsplechen. Dabei ist kein schematischer VergIctich. son­
dern eine Gesam1betrIchtung und Geumlbewertung vorzunehmen. Für
die Gleichwertigkeit von Studienzeiten. Studenleil1Ungen und Prüfungs­
letstungen an ausaandllchen HochIc:hulen Sind die von der Kultusminil*­
kom.nK\Z und der Hoc:hsctIunktorenkon*8".Z gebill_n ÄquivaJenzwr­
etnbarungen sowie AbIprIchen im Rahmen vonHoch~
zu beachten. Im übrigen kaM bei Zweifeln an der G1eic:hwertigkH die
Z8ntraJstelle für ausllncllchel Bildungsw..en gehOrI werden.

(3) Für die Anrechnung von Studienzeiten. Studienleistungen und Prü­
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Ländem und
dem Bund entwickelten Femstudienelnheiten gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend.
(4) Zustandig für die Anrechnung nach den Absätzen t bis 3 ist der Prü·
fungsausschuß. 'ilor Feststellungen über die Gleichwertigkeit sind zustln·
dige Fachvertreter zu hören.
(5) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet. sind
die Noten - soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen
und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleich·
baren Notensystemen wird.der Vermerk .bestanden" aufgenommen. Die
Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.
(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis. 3 besteht ein
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von Studienzeiten. Stu­
dienleistungen und Prütungsleistungen. die Im Geltungsbereich des Grund·
gesetzes erbracht werden. erfolgt von Amts wegen. Der Student hat die
für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

S 9
Verslumnll, ROCktrltl, Tlu.chung. Ordnung.verstoS

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit .nicht ausreichend" (5.0) bewertet.
wenn der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht
erscheint oder wenn er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von
der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt. wenn eine schriftliche Prüfungslei­
stung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht Wird.
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe
müssen dem PrüfungsaUSSchuß unverzüglich schrifttich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten kann die Vortage
eines mdichen Altestes verlangt werden. Erkennt der Prüfungsausschuß
die Gründe an. wird dem Kandidaten dies schnftfich mitgetetlt und ein neuer
Termin festgesetzt Die bereits vorliegenden Prüfungsergeblllsse Sind in
diesem Fall anzurechnen.
(3) Versucht der Kandidat. das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch
lluschung. z. B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel. zu beeinflus­
sen. gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit .nicht ausreichend" (5.0)
bewertet: die Feststellung wird von dem leweIligen Prüfer oder Aufsicht­
führenden getroffen und aktenkundig gemacht. Ein Kandidat der den
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört. kann von dem jeweiligen
Prüfer oder Aufsichtführenden. in der Regel nach Abmahnung. von der
Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden: in diesem Fall
gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit .nlcht ausreichend" (5.0) be"
wertet Die Gründe für den Ausschluß sind aktenkundig zu machen. In
schwerwiegenden FAllen kann der Prüfungsausschuß den Kandidaten von
der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.
(4) Der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen verlangen. daS Entschei­
dungen nach Absatz 3 satz 1 und 2 vom PrüfungsausschuB überprüft
werden. Belutende Entscheidungen sind dem Kandidaten unverzüglich
schriftlich mitzuteilen. zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen.

11. Vorprüfung

S10
Zuleuung

(1) Zur Vorprüfung kann nur zugelassen werden. wer
1. die in § 2 bezeichneten Einschreibungsvoraussetzungen ertollt.
2. an der Femuniversitit - Gesamthoc~hul. - in Hagen Kir den Zusatz·

studiengang für Ingenieure und NaturWIssenschaftfer eingeschrieben
oder aII eingeIctlriebener Student einer anderen HochIChule an der
Femuniversiti1 - Gnam1tlochschule - in Hagen als Zweilh6rer zug.
lallen ist,

3. die in • 11 Abt. 4 genannten Leistungen erbracht hlt.
(2) O. Antrag auf Zulusung zur Vorprüfung ist schriftliet'l mit der Anmel­
dung zu den Klausurarbeiten zu Sllt"". Dem Antrag Sind beiZufügen:
1. die Nachweise über da Vorliegen dar in Absatz 1 genanrun ZUJu.

sungsvor8UlHtzungen,
2. eine ErkIttung dMlber. ob der Kandidat bereits eine Prüfung in dem

Zuutzatudiengang tOr Ingenieure und Naturwissenschaftler oder in ..
nem v8lWanchIn Studiengang nicht oder endgültig nicht beI1IndIn hat,
ob. Minen Prüfungsanspruch durch VersAumen ein. Wilc:terholungl­
frist verto,.." hat oder ob • sich in einem anderen Prütungsverlahren

. befindet.
3. das Studienbuch oder die an der Fernuniversltl1 - GeIIm1hodlICtlule

- in Hagen an seine Stelle tretenden Unterlagen.
(3) Ist. dem Kandidalltn nicht mOgHch. ellle nach Ablatz 2 SIIZ 2 er­
forderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Wetse bctiZufQgen. kann d.
PrOfungIauuc:nuS gestatten. den Nachweis auf an~ Weile zu führet!.

111
ZUlalunglWrfMIWl

(1) Ober die Zulassung entIChctidet der Prüfungsauuchu8 oder gemll
§ 6 Abi. 3 satz 5 d...en Vorsitzender.
(2) Die Zulallung ist abZulehnen. wenn die In • tO AbI. 1 genannten
Vora&lll8tZUng8n nidlt erfillit sind, die Unterlagen unvobtlndlg lind oder
der KandIdat die Vorprüfung oder die Abschlußprüfung in dem Zusatzstu.
dienaana fQr Ingenieure und NalUrWilMnschattler oder in einem WIWIlnd-
ten SIUd'ienglng einer wilHnlchaftlichen Hochschule im GeIUI-,
reictl des Grun endgültig nid'lt bestanden hlL
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3 • befriedigend

(3) Zu Jeder einzelnen schnftlichen Prülungsleistung ist eine Anmeldung
beim Prüfungsausschuß erforderlich.
(4) Die Zulassung erfolgt unter dem VorbehaJt. daß der Kandidat bei der
Anmeldung zu Jeder emzelnen in § 12 bezei/:hneten Klausurarbeit einen
Übungsschein. der nach Fes~egung des Jeweils Lehrenden autgrun.d einer
Übungsklausurarbeit oder einer Hausarbeit zum entsprechenden Tellgebl8t
ausgestellt worden ist. vorlegt oder nachweist. daß er mindestens die Hälfte
der Einsendearbeiten des entsprechenden Teilgebietes mit Erfolg bearbet·
tet hal

§ 15
Wiederholung der Vorprüfung

(1) Die Klausurarbeiten zu den Teilgebieten der Vorprüfung. die nicht
mindestens mit der Note .ausreichend" (bis 4.0) bewertet wurden. konnen
einmal wiederholt werden. Der Prüfungsausschuß bestimmt die Fnst. in·
nerhalb der die Wiederholungsprüfung abgelegt werden soll.
(2) Ist auch nach Ausschöpfen der SChriftlichen Wiederholungsmöglichk8l'
ten zu den Teilgebieten die Vorprüfung nicht bestanden. erfolgt eine mund­
Iiche Ergänzungsprülung. Sie erstreckt SICh auf die Teilgebiete. In denen
der Kandidat nicht mindestens die Note .ausrelchend" (biS 4.0) erhalten
hat Für die DurChführung der mündlichen Ergänzungsprüfung gilt § 22
Abs. 3 bis 5 entsprechend. Aufgrund der mündlichen Ergänzungsprüfung
lautet die Note für das entsprechende Teilgebiet entweder .ausreichend"
(4.0) oder .nlcht ausreichend" (5.0).
(3) Die Vorprüfung ist endgültig nicht bestanden. wenn der Kandidat in
mehr als einem Teilgebiet der Vorprüfung nach Ausschopfen der Wieder'
holungsmöglichkelten und Ablegung der mundhchen Erganzungsprüfung
die Note .nicht ausr8lchend" (5.0) erhalten hat oder wenn dll Gesamtnote
den Wert 4.0 übersteigt.
(4) Versäumt der Kandidat. sich innerhalb eines Jahres nach dem fehlge­
schlagenen Versuch oder - bll Nichtbestehen mehrerer TeilgebIetsprüfun­
gen - nach der letzten nicht bestandenen Teilgebietsprüfung zur Wieder·
holungsprüfung zu melden. verliert er den Prüfungsanspruch. es S81 denn,
er WIISt nach. daß er das Versäumnis dieser Frist nicht zu vertreten hat.
Die erfordertichen Feststellungen tnfft der Prüfungsausschuß.

I 18
Zeugn"

(1) Über die bestandene Vorprüfung wird unverzüglich. möglichst inner·
halb von vllr Wochen nach dem Erbringen der letzten Prülungsleistung.
ein Zeugnis ausgestellt. das dll Noten in den Teilgebieten und die Ge­
samtnote enthält. Das Zeugnis ISt vom Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zu unterzeIchnen. Es trägt das Datum des Tages. an dem die
letzte Prüfungsleistung erbracht wurde.
(2) Hat der Kandidat die Vorprüfung endgültig nicht bestanden. wird ihm
gegen Vortage der entsprechenden Nachw8lse eine schriftliche Beschei­
nigung ausgesteUt. die die erbrachten Prüfungsleistungen un~ deren Noten
sowie die zum Bestehen der Vorprufung noch fehlenden Prufungslelstun­
Gen enthält und erkennen läßt. daß die Vorprüfung endgültig nicht bestan·
den ist.

• 11
Seminar

(1) Jeder Kandidat muß im Vertiefungsstudium an einem Seminar t~lneh­
men. Die S8minarteistung ist in einem der Prüfungsfacher des Kandidatlln
zu erbringen.
(2) Für das Seminar ist eine schriftliche Arbeit zuf~ und wahrend
der SeminarverlllstaJtung zur Diskuslion zu stellen. Daruber hlnaua kann
der Serninarleiter weitere Leistungen verlangen. z. B. em Thesen..­
oder ein Protokoll. Die gesamte Seminarteistung ist gemaß § ~ 4 zu~
ten. Ist die Seminerteistung mindestens mit der Note .ausreichend" (bis
4.0) bewertet worden. wird über die erfoIgraiche Teilnahme ein Seminar­
schein auageatelt.
(3) Auf Antrag des Kandldatlln kann d. ProfungsausschuB ausnahm.
weise teststelen. daß alS Seminarbeteiligung und S8minarlliatung die
eingereichte Schriftlche Arbeit gilt

•l'Art und Umt.ng der DlpJomprOfung
(1) DIe D1plompnlfung besteht aus
1. der DipIomaIDeit,
2. den Klauaurarbliten.
3. der mündIlc:hen Prüfung.

111. Diplomprüfung

I 17
Zulassung

(1) Zur Diplomprüfung kann nur zugelassen werden, wer
1. die Vorprüfung des Zusatzstudienganges für Ingenieure und Naturwis­

senschaftler an der FernunIverSität - Gesamthocnschule - In Hagen
oder eine gemäß § 8 Ab$. 1 als gleichwertig angerechnete Prüfung
bestanden hat.

2. an der Fernuniversitlt - Gesamthochschule - In Hagen für den Zusatz·
studiengang für Ingenieure und NaturwIssenschaftler eingeschrieben
oder gemaß § 70 Abs. 2 WissHG als ZweIthörer zugelassen ist.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist mit der Meldung zur ersten Klausurarbeit
im Verbefungsstudium z4. verbinden und erfolgt unter der Voraussetzung.
daß der Kandidat einen Ubungssct1~n vorlegt. der nach Feststellung des
jeW8fls Lehrenden aufgrund einer Ubungsklausurarbeit. einer Hausarbeit
oder einer anderen gleichwertigen Leistung ausgestellt worden Ist. oder
nachweist daß er mindestens die Hälfte der Einsendearbeiten des ent·
sprechenden Faches mit Eltolg beIrtleit8t hat. Im übrigen gelten die §§ 10
und 11 entsprechend.
(3) Zu jeder Fachprüfung ist eine Anmeldung beim Prüfungsaussctluß
erforderlich. Bei der Anmeldung zur letzten Fachprüfung ist der Nach~S
über die erfolgreiche Teilnahme an einem Seminar gemäß § 18 zu erbrin­
gen.

• eine hervorragende LeiStung;
• eine Leistung. die erheblich über den durch­

schnittlichen Anforderungen Hegt;
• eine Leistung. die durchschnittlichen Anforde­

rungen entspricht;
4 • ausreichend • eine Leistung. die trotz ihrer Mlngel noch den

Anforderungen genügt;
5 • nicht ausreichend • eine Leistung. die wegen erheblicher Mlngel

den Anforderungen nicht metv genügt.
Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzeinen Noten um 0.3 können zur
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0.7.
4.3. 4.7. und 5.3 sind ausgeschlossen.
(2) Ein Teilgebiet iSt bestanden. wenn die Note mindestens .ausreichend"
(4.0) ist .
(3) Die Note der Vorprüfung ergibt sich aus dem Durd'lSChnitt der Noten
in den 8I"zelnen Teilgebieten. Die Note der Vorprüfung lautet
bei einem Durchschnitt bis 1.5 • sehr gut,
bei einem Durchschnitt über 1.5 bis 2.5 • gut,
bei einem Durchschnitt über 2.5 bis 3.5 • befriedigend.
bei einem Durchschnitt über 3.5 bis 4.0 • ausreichend.
bei einem Durchschnitt über 4.0 • nicht ausreichend.
(4) Die Vorprüfung ist beslanden. wenn hOcI'Istena ein Teilgebiet mit.nicht
ausreichend" (5.0) abgeschlossen ist und die Gesamtnote der Vorprüfung
den Wert 4.0 nicht übersteigt.
(5) Bei der Bildung der Vorprüfungsnote wird nur die erste Dezimale hint.
dem Komma beruckaiehtig1; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung
gestrichen.

§ 12
Ziel, Art und Umfang der VorprQtung

(1) Durch die Vorprüfung solider Kandidat nachweisen. daß er das Ziel
des Einführungsstudiums erreicht hat und daß er sich insbesondere die
Inhaltlichen Grundlagen semes Faches. ein methodisches Instrumentarium
und die systematische Onennerung erworben hat. die erforderlich SInd. um
das weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.
(2) Die Vorprüfung wird in Form studienbegleitender Leistu!!gen (Klausur·
arbeiten). die nach Anforderungen und Verfahren liner Prulungslelstung
glelchwerbg Sind. jeweils im Anschluß an die Kurse der Im Absatz 3 be­
zeichneten Teilgebiete abgelegt.
(3) Die Vorprüfung erstreckt sich auf folgende Teilgebiete:
1. Buchhaltung.
2. Intemes und externes Rechnungswesen,
3. MikrQÖkonomik.
4. Makroökonomik,
5. Recht für Wirtschaftswissenschaftler I.
6. Betriebswirtschaftstheorie I.
7. Betriebswirtschaftstheorie 11.
Die Dauer der Klausurarbeiten der in satz 1 Nm. 1 bis 5 genannten Teil·
gebiete beträgt jeweils zwei Stunden und der in satz 1 Nm. 6 und 7
genannten Teilgebiete jeweils eine Stunde.
(4) Macht der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft. daß er
wegen länger andauernder oder ständiger kÖrpertlCher Behinderung nicht
in der Lage Ist. die Prüfung ganz oder tedw8fse In der vorgesehenen Form
abzulegen. kann der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Kanci­
daten gestatten. gleiChwertige prüf~ngsleistung.en In einer anderen Form
zu erbringen. Entsprechendes gilt fur Studlenl8lstungen.

I 13
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll der Kandidat nachweisen. daß er in. be­
grenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln 8fn Problem mit den geläufi·
gen Methoden seines Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden
kann.
(2) Jede Klausurarbeit. die eine Prülungsleistung darstell!,. ist von zw~
Prüfern zu bewerten. Hiervon kann nur aus ZWingenden Grunden abgeWI­
chen werden; die Gründe sind aktenkundig zu machen. Die Note der
Klausurarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer­
tungen gemäß § 14 Abs. 1.

I 14
Bewertung der Prütungalelstungen, Bildung der Noten

und Bestehen der Vorprütung
(1) Die Noten für die 8Inzelnen Prüfungsleistungen werden von den jewei­
ligen Prüfern festgelegt. Für die Bewertung Sind folgende Noten zu ver­
wenden:
1 • sehr gut
2 • gut
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(2) In der Fachrichtung Betriebswirtschaftslehre erstrecken sich die Klau­
surarbeiten
1. auf das Fach Allgemeine Betriebswirtschaftslehre 11,
2. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten:

Bank- und Börsenwesen.
Marketing I.
ProduktionswIrtschaft.
Betnebllches Steuerwesen,
Operations Research I.
Organisation und Planung I,
WirtschaftSInformatik I,
PersonalwIrtschaft I,
Ökonomie und Didaktik der betnebllchen Bildung I.
Unternehmensrechl,
FinanZWirtschaft.
Marketing 11,
Industrlebetnebslehre.
Betriebswlrtschaftllche Steuerlehre.
OperatIOns Research 11.
Organisation und Planung 11. .. .
Ökonomie und Didaktik der betrieblichen Bildung 11.

3. auf eines der folgenden Fächer nach Wahl des Kandidaten. sofern es
nicht bereits unter Nummer 2 gewahlt worden ISt:

Bank- und Börsenwesen.
FinanZWirtschaft.
Marketing I,
ProduktionswIrtschaft.
Betnebliches Sleuerwesen,
Organisation und Planung I,
Operations Research I.
WirtschaftSInformatik I.
PersonalwIrtschaft I.
Statistik I.
Unternehmensrechl,
Ökonomie und Didaktik der betrieblichen Bildung I.
Geld und Kredit.
FinanZWissenschaft.
UmweltOkonomlk I.
Ökonometne I.
Psychologie.
Philosophie.

Aus folgenden Fächerpaaren kann nur jeweils ein Fach gewählt werden:
Marketing I und Marketing 11. . .
Produktionswirtschaft und Industnebetrl8bslehre.
Betriebliches Steuerwesen und BetriebswirtschaftlIehe Steueflehre.
Operabons Research I und Operations Research 11.
Organisation und Planung 1und Organ!sation und Planun9 11. .
Personalwirtschaft I. Ökonomie und Didaktik der betnebhchen Bildung I
und Ökonomie und Didaktik der betrieblichen Bildung 11.
Die mündliche Prüfung findet im Fach Allgemeine Betriebswirtschafts·
lehre 11 statt.
(3) In der Fachrichtung Volkswirtschaftslehre erstrecken sich die Klausur­
arbeiten
1. a(Jf das Fach Allgemeine Volkswirtschaftslehre 11.
2. auf eines der folgenden Facher nach Wahl des Kandidaten:

Geld und Kredit.
FinanZWISsenschaft,
Umweltökonomik I.
Statistik I.
Ökonometrie I,
Geld- und Währungspolitik,
Öffentliche Wirtschaft.
Statistik 11.
Ökonometrie 11.

3. auf eines der folgenden Flchet nach Wahl des Kandidaten. sofern ..
nicht bereits unter Nummer 2 gewlhlt worden ist
Bank- und BOrsenwesen.
Finanzwirtschaft.
Marketing I.
Produktionswirtsehatt.
Betriebliches Steuerwesen,
Organisation und Planung I.
Operations Research I,
Wirtschattsinformatik I.
PersonalwirlSchaft I.
Statistik I.
Untemenmensrecht,
Ökonomie und Didaktlc der betrieblichen Bildung I,
Geld und Kredit.
Finanzwissenschaft.
UmweltOlconomik I.
Ökonometrie I,
Psychologie,
Philosophie.

Aus folgendenF~n kMn IV jeweill ein Fach gewlhlt werden:
Geld und Kredl und Geld- und WIIlrungspolit*,
FinanZWialenIChaft·und Öhntllc:he WlrlSchaft,
Statistik I und Statls1lk 11,
Okonometrte I und Okonometrte 11.
Die mQndlIche PfOfung tlndet im Fach Allgemeine VClIIcIwIrtICMft 11
statt.
(4) Die a.rtleilJngauit der KaUlUrartMitIn bedgtj__ vier SbAnden.

(5) Macht ein Kandidat durch ein ärztliches ZeugniS glaubhaft. daß er
wegen länger andauemder oder slllndiger körperlicher Behinderung nicht
in der Lage ist. die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form
abzulegen. hat der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Kandida­
ten zu gestatten. gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form
zu erbringen. Entsprechendes gilt für Studienteistungen.

120
DIplomarbeIt

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen. daß der Kandidat in der Lage ist. inner·
halb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach selbständig
nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.
(2) Das Thema der Diplomarbe1t ist einem Prüfungsfach des Kandidaten
zu entnehmen. Vorschläge des Kandidten über das Profungsgebiet sollen
berücksichtigt werden.
(3) Die Diplomarbeit kann von jedem in Lehre und (auch anwendungsbe­
zogener) Forschung tätigen Professor an der FernuniverSität - Gesamt­
hochschule - in Hagen. der eines der in § 19 genannten Fächer vertritt.
ausgegeben und betreut werden. Soll die Diplomarbeit In einer Einnchtung
außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der
Zustimmung des profungsausschusses.
(4) Auf Antrag sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, daß
der Kandidat rechtzeitig ein Thema für eine Diplomarbert erhält.
(5) Die Diplomarbeit kann erst nach der Zulassung des Kandidaten zur
Diplomprüfung ausgegeben werden. Die Ausgabe erfolgt über den VOrsit­
zenden des Prüfungsausschusses. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist akten­
kundig zu machen.
(6) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt für Vollzeitstudenten
sechs. für Teilzeitstudenten neun Wochen. Ausnahmsweise kann die Ab­
gabefrist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses im Einvernehmen
mit dem Themensteller auf höchstens 12 Wochen festgelegt werden. wenn
der Kandidat eine FragesteNung untersucht. für die BegTeitarbeiten not­
wendig sind. die diese Frist erfordern. Das Thema und die Aufgabenstel­
lung der Diplomarbeit müssen so lauten. daß die zur Bearbeitung vorge·
bene Frist eingehalten werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur
innerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbeitungszeit zurückgegeben
werden. Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuß auf begründeten Antrag
die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um bis zu vier Wochen verlängem.
(7) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versi­
chem. daß er seine Arbeit selbständig verfaßt und keine anderen als die
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hal

121
Annahme und Bewertung der DIplomarbeIt

(1) Die Diplomartleit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuß in zweifacher
Ausfertigung abZugeben; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.
Bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Aufgabe bei
der Post maßgebend. Wird die Diplomarbeit nicht lristgemäß abgeliefert.
gilt sie als mit .nicht ausreichend" (5.0) bewertet.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfem zu begutachten und zu bewerten.
Einer der Prüfer soll der Professor sein. der die Arbeit ausgegeben hat.
Der zweite Prüfer wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses be­
stimmt. Die einzelne Bewertung ist gemäß § 24 vorzunehmen und schnft­
lich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung durch die bei­
den Prüfer wird die Note der Diplomarbeit aus dem arithmetischen Mittel
der beiden Noten gebildet Liegt der Durchschnitt genau zwischen zwei
Noten. ist auf die Note auf- oder abzuA.lnden. die der Note des ersten
Prüfers am nächsten liegt.

122
MOndllche PrOfungen

(1) Die mündfiche Prüfung schließt sich an die Klausurarbeit an. Zwischen
der Bekanntgabe der Note der Klausurarbeit und der mündlichen Prüfung
liegt ein Zeitraum von mindestens 20 Tagen.
(2) In der mündlichen Profung soll der Kandidat nachweisen. daß er cie
Zusammenhänge des profungsgebietes erkennt und spezie.. Fragestll­
lungen in diese Zusammenhinge einzuordnen vermag. Durdl die münd­
liche Protung soll ferner festges.1t werden. ob der Kandld8t über Initn
Grundlagenwissen verfügt.
(3) Mündliche Profungen werden vor einem Proter in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als EinzQWfuna ab­
gelegt. Vor der Festsetzung der No. gemäß § 24 Abi. 1 hai der fSrüfer
den Beisitzer zu hOren.
(4) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat und Teilgebiet in der Regel
mindestens 15 und hOchs.na 30 Minuten.
(5) Die wesentlichen Gegenstlnde und Ergebnisse der PrOfuno in den
einzelnen Teilgebieten Sind in einem Protokoll feltzuhalten. Da Ergebnis
der Prüfung ist dem Kandidaten im Anschluß an die mündliche PrOfung
bekMntzugeben.
(6) Studenten der Fernuniversitlt - Gesamthochschule - in Hagen. die
sich der gleichen Prüfung unterziehen wolen, werden nach Ma8ga der
riumtichen Verhlltnisse als ZuMrer zugetusen. sotern nicht ein Kandidat
widerspricht Studenten. die sich zur gleichtn protung gemeldlt haben.
sind bevOrzugt zuzulauen. Die Zulalung erstreckt sich- nicht auf die
Beratung und die Bekanntgabe des Pl'Ütungsergebnilla

123
ZUA~

(1) Der Kandidat kann sich in weiwren als den vorgesctlritbenen Teilge­
bieten oder FIchern einer Prüfung unterziehen (ZuSatzflchet).
(2) Du Ergebnis der Prüfung In dielen Teitaebieten oder Fldlem wird
auf Antrag des Kandidaten in du Ztugnis aulgenommen. jedoctl bei der
Fes_lung der Geumtn0t8 der Vorprüfung oder der Abtchlußprüfung
nicht mit einbezogen.
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1 24
Bewertung der Prüfung.lelstungen, Bildung der Noten,

Be.tehen und Wiederholen der Diplomprüfung
(1) Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen in der Diplom­
prufung gilt § 14 Abs. 1 entsPt.echend. Die Fachnoten werden für die
Facher. In denen nach § 19 mundhche Prüfungen vorgeschrieben Sind.
aus dem arithmetischen Mittel der Klausurarbeit und der mündlichen Prü­
fung gebildet
(2) Die Dlplomprtifung des wirtschaftswissenschaf1lichen Zusatzstudien­
ganges für Ingenieure und Naturwlssenschaf1ler ist bestanden. wenn die
D,plomarbeit und alle Prüfungsfächer mit mindestens .ausreichend" (4.0)
oewertet worden sind.
(3) Abweichend von Absatz 2 Ist die Diplomprüfung auch dann bestanden.
wenn
- die DIplomarbeit mit mindestens .ausreichend" (4.0) und
- bel Wahl der betrlebswirtschaf1lichen Fachrichtung das Fach .Allgemei-

ne Belnebswlrtschaftslehre U" oder bei Wahl der volkswirtschaftlichen
FachrIchtung das Fach .Allgemeine Volkswirtschaftslehre U" mit minde·
stens .befrledigend" (bis 3,5) und

- ein weiteres Prüfungsfach mit mindestens .ausreichend" (4.0)
bewertet worden sind. und die Gesamtnote den Wert 4,0 nicht Übersteigt.
(4) Die Fachprüfungen und die Diplomarbeit können bei der Bewertung
mit _nicht ausreichend" Jeweils einmal wiederholt werden.
(5) In den Fächem. in denen die Fachprüfung aus der Klausurarbeit be­
steht, erfolgt bei zweimaliger Bewertung der Klausurarbeit mit .nIcht aus­
reichend" (5.0) eine mündhche ErgAnzungsprQfung. Aufgrund der mündli­
chen Ergänzungsprüfung Wird die Fachnote .ausreichend" (4.0) oder .nlcht
ausreichend" (5.0) festgesetzt. Für die Durchführung der mündlichen Er­
gänzungsprüfung gilt § 22 Abs. 3 bis 5 entsprechend.
(6) Die Gesamtnote in der DiplomprQfung wird aus dem arithmetischen
Mittel der Fachnoten und der Note der Diplomarbeit gebildet. wobet die
Note der Diplomarbeit doppelt geWichtet wird. § 14 Abs. 3 Satz 2 und
Abs. 5 gilt entsprechend.
(7) Anstelle der Gesamtnote .sehr gur nach § 14 Abs. 3 wird das Ge­
samturteil .mit Auszeichnung" erteilt. wenn die Diplomarbeit mit 1.0 bewer·
tet und der DurchschMt aller anderen Noten der Diplomprüfung nicht
schlechter als 1.5 ist.

125
ZeugnIs

(1) Hat der Kandidat die Diplomprüfung bestanden. erhllt er darüber ein
Zeugnis. In das Zeugnis werden aufgenommen:
1. die gewählte Fachrichtung,

2. das Thel'la und die Note der Diplomarbeil,
3. die abgeschlossenen Fächer im Vertl8fungSSllJdium und die darin er-

Zielten Prüfungsergebnisse,
4. die Gesamtnote der Abschlußprüfung,
5. die Namen der Prüfer.
Auf Antrag des Kandidaten werden in das Zeugnis auch die Ergebnisse
der Prüfungen In den Zusatzfächem und die bis zum Abschluß der Prüfung
benötigte Fachstudiendauer aufgenommen.
(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem dieletztlI Prüfung..
leistung erbracht worden ist
(3) Das Z9ugniS wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unter'
zeichnet und mit dem Siegel der Hochschule versehen.

1 21
DIplomurkunde

(1) GleIChzeitig mit dem Zeugnis wird dem Kandidaten die Diplomurlwnde
mit dem Datum des Zeugnisses ausgehandigt. Darin wird die Verleihung
des DIplomgrades gemäß § 2 beurkundet.
(2) Die Diplomurkunde wird von dem Dekan des Fachbereichs und dem
VorsItZenden des PrüfungsaUSSChusses untllrzeiChnet und mit dem Siegel
der Hochschule versehen.

IV. Schlußbestimmungen
1 27

Ungültigkeit der VorprQfung und dir DlpIomprQfung
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache
erst nach Aushändigung des Zeugni.... bekannt, kann der Prüfungsau..
schuß naChträglich die Notlln für diejenigen PrüfungsleistUngen. bei deren
Erbringung der Kandidat getauSCht hat. entsprechend berict1tigln und die
Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erkIaren.
(2)_ Waren die Vorauss-aungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht
erfült. ohne daß der Kandidat hierüber tluschen woI"-, und wird diese
Tatsache erst nach der Austllndigung des ZeugniS... bekannt. wird dieser
Manget durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat der Kandidat die
Zulassung vorsltzich zu Unrecht erwirIcI. entse:lleidet der Prüfungsau..
schuß unter Beachtung des Verwdungswrfahrensgesetzes für dU Land
Nordrhein-Westfalen über die Rechtstolgen.
(3) Vor einer Entscheidung ist dem Betroltenen Gelegenheit zur Äußerung
zu geben.

(4) Du unrichtige Prüfungszeugni. ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neun zu ertllilen. Eine Enta:heidung nach AbIaIZ 1 und Absatz 2 ist
nach einer FriSt von fünf Jahren nach Ausstellung des zeugn'"~
SChlouen. •

§ 28
Eln.icht In die Prüfungukten

(1) Nach Abschluß des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf An­
trag EinSicht In seme schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten der Prüfer und In die Prüfungsprotokolle gewährt.
(2) Der Antrag ISt binnen einem Monat nach Aushändigung des Prüfungs­
zeugnisses beim VorSitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. Der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses besnmmt Ort und Zelt der EinSicht·
nahme.

§ 29
Aberkennung de. Olplomgrlde.

Der Diplomgrad kann aberkannt werden. wenn sich nachträglich heraus­
stellt. daß er durch Täuschung erworben ISt oder wenn wesentliche Vor·
aussetzungen für die Verleihung Irrtümlich als gegeben angesehen worden
Sind. Uber die Aberkennung entscheidet der Prüfungsausschuß Im Fach·
bereich WirtschaftswIssenSchaft der Fernuniversität - Gesamthochschule
- in Hagen.

_ § 30
Uberglng.be.tlmmungen

(1) Studenten. die vor dem Wintersemester , 992/93 die wlrtschaftswis­
senschaftlichen Zusatzstudiengänge BetriebSWirtschaftslehre oder Volks­
wirtschaftslehre für Diplom·Mathematiker. Diplom-Ingenieure. Naturwis­
senschaftler mrt Diplomabschluß und Absolventen von Diplomstudlengän·
gen in vergleichbaren DiSZiplinen an der Femunlversltät - Gesamthoch­
SChule - In Hagen aufgenommen haben, können die Prüfung nach der Im
Sommersemester 1992 geltenden Prüfungsordnung für die wlrt5Cha,ftSWIS·
senschaftlichen Zusatzstudiengänge 1. BetriebSWIrtschaftslehre für Jun­
sten, 2. VolksWirtschaftslehre für JUristen. 3. BetriebSWirtschaftslehre für
Diplom·Mathemanker. Diplom·lngenieure. Naturwissenschaf1ler mit Di­
plomabschluß und Absolventen von DIplomstudiengängen m vergleichba·
ren Disziplinen. 4. VolksWIrtschaftslehre für Diplom-Mathematiker. Diplom·
Ingenieure. NaturWissenschaftler mit Diplomabschluß und Absolventen von
Diplomstudiengängen in vergleichbaren DiSZiplinen ablegen. Auf Antrag
können Diplom·lngenleure, ·Mathematlker. -Chemiker. ·Mineralogen,
-Geologen. -PhYSiker, -GeophYSIker. -Infonmatiker, -Biologen oder ·Geo­
graphen. die für die wirtschaftswissenschaf1llchen Zusatzstudiengänge vor
dem Wintersemester 1992/93 eingeschrieben wurden. das SlIJdium und
die Prüfungen auch nach der neuen Prüfungsordnung absolvieren.
(2) Gleichwertige Studien- und Prüfungsleistungen. die nach der in Ab­
satz 1 Satz 1 genannten Prüfungsordnung erbracht worden smd. werden
bei Anwendung der neuen Prüfungsordnung angerechnet. Der Antrag auf
Anwendung der neuen Prüfungsordnung ist unwiderruflich. Wiederho­
lungsprüfungen sind nach der Prüfungsordnung abzulegen, nach der die .
Erstprüfung abgelegt wurde. '

§ 31
Inkrlfttreten und Veröffentlichung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1992 in Krall
(2) Diese Prtifungsordnung wird im Gemeinsam Amtsblatt des Kultusmi­
nisteriums und des Ministenums für Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-West!alen veröffentlicht.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachber8ichsrates des Fachbe­
reichs WirtschaftswiSsenschaft vom 4.3.1992 und des,Senats der Fern·
universität - GesamthOChschule - in Hagen vom 7. 10. 1992 sowie der
Genehmigung des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung des Lan·
des Nordrhetn·Westfalen vom 17. 11. 1992 -11 A 6-8149.43.1.

Hagen. den 19. Mai 1993
Die Rektor

der FemunlVersitlt - Gesamthochschule - in Hagen
Universitätsprofessor Or. G. FandeI
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Ordnung für die Prüfung

zum Magister ArtIum (Magisterprü'ung)

an der FernUnlversltit - Gesamthochschule - in Hagen

vom 4.Februar 1988

in der geänderten Fassung vom 28.Ma! 1993

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 91 Abs. 1 des Ciesetzes über ,die wIssen­
schaftlichen Hocnschuien des Landes Nordrheln-Westfalen (WlssHCi) vom
20. November 1979 (GV. NW. S.926), zuletz1 geändert durch Gesetz vom
20. Oktober 1987 (GV. NW. S. 366), hat ,die Fem.unlversltat - Gesamthoch­
schule - in Hagen die folgende ~aglsterprufungsordnung als Satzung
ertassen:

Inhaltsübersicht

I. Allgemeines
§ 1 Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

§ 2 Fächer
§ 3 MagIstergrad
§ 4 RegelstudIenzeIt und Umfang des Studiums

§ 5 Prüfungen, Prüfungsfnsten

§ 6 PrüfungsausschüsSe
§ 7 Prüfer und Beisitzer
§ 8 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen, Einstufung In

höhere Fachsemester
§ 9 Versäumnts, Rücktritt, TäUSChung, Ordnungsverstoß

11. Zwischenprüfung

I. Allgemeines

51
Zweck der PrOfung und ZIel d.. Studiums

(1) Die Magisterprüfung ist eine HochSchulprüfung. Sie bildet den ord­
nungsgemä8en Abschluß des Studiums in dem MagisterstUdiengang der
Femuniversität - GesamthochSchule -. Durch die Magist8rl'rüfung WIrd
die Fähigkeit zu wissenSchaftlichem Arbeiten sowie die KenntniS von
Grundlagen und wesentlichen Forschungsergetlnissen in den gewählten
Fächern festgestellt.
(2) Das Studio ''Tl soll dem Studenten unter Berücksichtigung der Anforde­
rungen und verlinderungen in der Ben.sfswelt die erforderlichen fachlichen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln. daß er zu wissen­
schatUicher Arbeit, '!Ur kritischen Einordnung der wissenschaftlichen er­
kenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt wird.

52
Ficher

(1) Die Magisterprüfung erstreckt sich auf
1. eines der Hauptfächer

a) Erziehungswissenschaft,
b) Philosophie,
cl Soziologie,
d) Neuere deutsche Uteraturwissenschaft,
e) Politikwissenschatt.
f) Geschichte,
gj Soziale Verhaltenswissenschaften,
h) Volkswirtschaftslehre

und

§ 10
§ 11
§ 12
§ 13
§ 14
§ 15
§16
§17

§ 18
§19
§20
§ 21

§22
§23
§24
§25
§ 26

§ 27
§ 28
§29
§30

§ 31
§ 32

Zulassungsvoraussetzungen
Zulassungsverfahren
Ziel, Umfang und Art der Prüfung

Klausurarbeiten
Mündliche Prüfung
Bewertung der PnJtungsleistungen
Wiederholung der Zwischenprüfung

Zeugnis

111. Magisterprüfung

Zulassung zur Magisterprüfung
Umfang und Art der Magisterprüfung

Magisterarbeit
Annahme und Bewertung der Magisterarbeit
1<Iausur8rtleit, mündliche Prüfungen
Bewertung der Prüfungsleistungen
Wl8dertlOIung der Magisterpnjfung
Zeugnis
Magisterurkunde

IV. Schlußbestimmungen
Ungültigkeit der Zwischenprüfung und der Magisterprüfung

Einsicht in die Prütungsakte
Aberkennung des Magistergrades
Übergangsvorsc:nriften für die Zwischenprüfung und die MagIster­
prüfung im zweiten Hauptfach WirtsehaftswissenSchaft (Betriebs­
wirtschattswissensctlaft)
übergangsbeStimmungen
Inkrafttr8ten und Veröffentlichung

2. zwei der Nebenfacher

al Mathematik,
b) VolksWirtschaftslehre,
c) Psychologie (nicht wählbar mit dem Hauptfach SOZiale Verhai·

lenswissenschaften),
d) Philosophie,
e) Neuere deutsche Uteraturwissenschaft,
f) Erziehungswissenschaft.
g) Rechtswissenschaft,
h) Geschichte,
i) Politikwissenschaft.
j) Soziologie.
k) Statistik und Datenanalyse

nach Wahl des Studenten. Die Jeweiligen Nebenfächer sind nicht wähl·
bar, wenn dasselbe Fach als Hauptfach studiert wird, weitere Aus·
schlüsse ~i.,d angegeben.

(2) Auf Antrag des Kandidaten emscheidet der federführende Prüfungs­
ausschuß über die Zulassung eines an der Femuniversltät - Gesamthoch­
schule - nicht angebotenen Nebenfaches im Rahmen eines an einer ande­
ren Wissenschaftlichen Hochschule angebotenen und studierten Magister­
studienganges. Diese Emscheidung ergeht im Einvemehmen mit dem für
das an der Fernuniversität - Gesamthochschule - gewählte Nebenfach zu­
ständigen Prüfungsausschuß. Dabei soll gewährteistet setn, daß das nIcht
an der Fernuniversität - GesamthochSchule - angebotene Nebenfach im
sinnvollen Zusammenhang mit dem Hauptfach und Nebenfach steht und
das Studium im Hinblick auf den Prüfungszweck nicht durch zu nahe Ver­
wandtschaft der gewählten Fächer eingeengt ist. Der Antrag ist an den fe­
derführenden Prüfungsausschuß zu stellen.

13
Maglster;rad

Ist die Magisterprüfung bestanden, verleiht die Femuniversität - Gesamt­
hochschule - den Grad eines .Magister Artium" (M. A).

54
Regelstudienzeit und Umfang des Studiums

(1) Die Regelstudienzeit für das VoIlzeitstudium mit dem Abschluß eines
Magister Artium beträgt bis zum vollständigen Abschluß der Prüfung acht
semester.
(2) Der Studienumfang im Pfticht-, Wahlpflicht- und Wahlbereich soll ins­
gesamt 160 5emesterwochenstunden betragen. Oie Studieninhalte sind so
auszuwählen l.'ld zu begrenzen, daß das Studium in der Regelstudienzeit
abgesctIkleMn werden kann. Dabei Ist ZU gewährIeiaten, daß der Student
im Rahmen dieser Prüfungon:tnung nach eigener Wahl SchwerJ)unkte set­
zen kam l.'ld Pfticht· l.'ldWahlpll~ in einem ausgegli­
chenen Vert1iItnia zur selbstindigen Vorbereitung und vertiefung des Stof­
fes und zuoTeiIMhme an zusitziichen 1.ehrveranstaIt. auch in ande­
ren Studienglngen, stehen. '
(3) Der Umfang des Studiums im Hauptfach betrigt jeweiia etwa die
Hälfte, der Umfang des Studiums in einem Nebentac:h beträgt etwa ein
Viertel des Gesamtumtanges des Studiums gemäß Absatz 2.

55
PrOfungen. Prüfungsfristen

(1) Der Magisterprüfung geht die Zwischenprüfung voratIs. Sie soll in der
Regel im Vollzeitstudium vor Beginn des fünften Studiensemesters abge-
schlossen sein. '
(2) Die Meldung zu den Prüfungen soll sechs Wochen vor dem jeweiligen
Prüfungstermin durch Einreichen eines Schriftlichen Antrages auf Zulas­
sung zur Prüfung beim jeweils für das Prüfungsfach zuständigen Prüfungs­
ausscnuB erfolgen.
(3) Im Teilzeitstudium verlingern sich die in Absatz 1 Satz 2 und in § 4
Abs. 1 genannten Fristen entspAIchend der gewählten Beiegungsdichte.
(4) Oie Prüfungen können jeweiis vor Ablauf der in Absatz 1satz 2 und § 4
Abs. 1 genann1en Studienzeiten abgelegt werden. sofern die für die Zulas­
sung erforderlichen Leistungen nachgewiesen werden.

58
PrOfungsauuchOsae

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die Durchführung der durch
diese neue Ordnung zugewiesenen Aufgaben bilden die Fachbereich'! der
Fernuniversität - Gesamthochschule - Prüfungsausschüsse für die jeweils
von ihnen vertretenen Fächer. Jeder Prüfungsausschuß entsch8idet in ei­
gener Zusfindigkeit. FederfOhrend ist der PnJfunguusachuB für das
Hauptfach.

(2) o.r federführende Prüfung..' ..schuB stimmt das PrUfungsverlahren
und die Prüfungstermine mit den für die Nebenfächer zustindigen Prü·
fungsausschüssen ab. Jeder PrüfungslIusschuB achtet darauf. daß die Be­
stimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die
ordnungsgemäBe Durchführung der Prüfungen. Er ist il'llbesondere zu­
ständig für die Entscheidung über WIdersprijche gegen im Prüfungsverlah­
ren getroffene Entscheidungen. Darüber hinaus hat der PrüfungsausschuB
dem Fachbereich regelmäSig, minc:lestens einmal im Jahr, über die ent­
wicklung der Prüfungen und Studielizeiten ZU beriChten. Er gibt Anregun­
gen zur Reform der Prüfungsordnung, der Studienordnung und des Stu­
dienplans. Der Prüfungsausscnuß kann die Erledigung seiner Aufgaben für
alle RegeIfäIle auf den Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entschei­
dungen über Widerspruche und den Bericht an den Fachbereich.
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(3) Jeder Prüfungsausschuß beStent aus dem Vorsrtzenden. dessen Stell­
vertreter und fünf _rteren MrtglJCtdern. Der Vorsitzende, dessen Stellver­
treter und ZW8l_itere Mitglieder werden aus der Gruppe der Professoren.
ein Mitglied wird aus der Gruppe der Wlsaensc:naftIlChen Mitarberter und
zwei Mitglieder werden aus der Gruppe der StUClen1en gewählt. DIe Amts­
zeit der Mitglieder aus der Gruppe der Professoren beträgt drei Jahre. die
Amtszeit der übngen Mitglieder etn Jahr. Wl8derwahllst zulässig. Mit Aus-.
nahme des Vorsitzenden und des8en Stellvertreters werden für die Mrtglle­
der des Prüfungsausschusses Vertreter gewählt.
(4) EIn Prüfungsausschuß 1St beschlußfähig. _nn neben dem VorsitZen­
den oder dessen Stellvertreter und zwei ~erenProfessoren mindestens
etn ~eres stimmberect'r\Jgtes Mitglied anwesend 1St. Er beschl..et mit
einfacher Met1rhert. Bel StJmmengleictlheit entscheidet die Stimme des
Vorsitzenden. DIe studentJschen Mitglieder der Pr\ifungsausschilsae WIr­
ken nicht mrt bei der eeu"eilung, Aneft(ennung oder Anrechnung von Stu­
dten- und Prüfungsleistungen. der Festlegung von Pr\ifungsaufgaDen und
der Bestellung von Pr\ifern und Beisitzern.
(5) DIe Mitglieder Blnes Prüfungu,eechusaes haben das Rec:nt. bei der
Abnahme von Prüfungen in den zugeordnetenF~ ZI.Igegen zu sein.
(6) DIe Sitzungen der Prüfungsausechüa8e Sind nichtöffentlich. DIe Mit­
glieder Blnes Prüfungsausschusses. ihre Stellvertreter, die Prüfer und die
Betsitzer umerliegen der Amtsvenschwiegenheit. Sofern SIe nicht Im öffent­
lichen Dtenst stetlen. Sind Sie durctl den Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses zur Verschwtegenneit zu verpflichten.
(7) EIn Prüfungsaussctluß bzw. des8en Vorsitzender kann sich Blnes Prü­
tungsarms bedienen. DIe Gesc:hlttsführe der Prüfungsämter sollen mit
beratender Stimme an den Sitzungen des ,eweillgen Prüfungsausschusses
teilnenmen.

17
Prüfer und ...1tDr

(1) Der /8Weils zuständtge Pnifungsausechuß bestellt die Prüfer und die
Belsrtzer. DIe Bestellung der Prüfer und der Setsitzer kann dem Vorsitzen­
den übertragen werden. Zum Prüfer daJ'f nur bestellt werden. wer In dem
zu pr\ifenden Fach mindestens etne entsprechende AbschluBpn:ifung ab­
gelegt hat und. sofern nicht ZWIngende Gründe Blne AbWetChung erfordern.
,n dem der Prüfung vorangehenden Studienabschnitt eine selbständige
Lehrtätigkeit an der Fernunrversität - GesamthOChschule - ausgeübt hat.
Zum 881sitzer daJ'f nur bestellt werden. wer mindestens eine entspre­
chende AbschluBpr\ifung In dem zu pn:ifenden Fach abgelegt hat.
(2) Die Pn:ifer Sind in ihrer Prüfungstitiglc unabhängig.

(3) Der Kandidat kaM für die M8gist.-.rbeIt und die rnünc:IIichen Prüfun­
gen den Prüf.- oder eine Gruppe von Prüfern VOt'IChIagen. Auf die Vor­
achIIge dea Kandidaten I0Il MCh M6gIictlk8lt RüclcIicnt gerlOI1WIWl wer­
den.
(4j OerVorsltz&ildeeinea~aorgt dafCr. dMSdem KM­
didaten die Prüf.- rechtzeitig.~ vier Woctlen vor demTermin der
jewtliIigen PrUtq,~ werden.

II
AnrectInung von Studien- und Pl'Gfung ..

Einatufung In h6hIreF~
(1) Studienzeiten In dImIeIben Studiengang mit derIeIben Fic:herttombi­
nation an anderen wissenschaftlic.hen Hocnscnulen im Geltungsbereich
des GrundgeMtZel und d8t* ertnchte StudienIeistung wetQIn von
Amts wegen angerechnet.

(2) Studienzeiten In enderen StudiengIngen oder an 8nderwI ... wisMn­
sChattlichen HOchSChulen im GeItungsb8reich des GrundgesetZes sowie
dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen 8I1g8r8CtInet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten sowie Studien­
und PrüfuIlQSlei8tungen. die ." HochIchulan~ dea GIItungsbe­
reichs des Grundgeaetzes ertncht wurden, wetQIn auf Antrag angerech­
net. soweit die GIeichwwtigkeltfeat~ wird. Für die GIeict1wertigkeit
von Studienzeiten und Studienleistungen ." ausIindischen HochsChulen
sind die von der Kultusministertulnferenz und der Westdlutschen Rekto­
renkonferenz gebilligten~ rna8gebend. Soweit
~nlcht~.ent8cheidet der PrOfungsaus­
schuB. Im übrigen Qnn bei Zweifeln ." der GIeichwwtigkelt die Zentral­
stelle für auslindisches BiIdungsweaen gehOrt werden.
(3) Zwischenprüfungen und~ Prüfungen sowie einzelne
Pn:ifungsleistungen, die der KMdidat ." wisaensChattlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Grunclgesetzes in demselben Studiengang mit
derselben Fächer1<ombi,!18tion beItanden hat, werden von Amts wegen an­
gerechnet. ZWisehenprütungen und einzelne PMungsieistungen in ande­
ren Studiengängen oder an anderen als wissenschaftlichen Hochschulen
im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden von Amts wegen ange­
rechnet, lOWlIlt die GIeictlwertigkei festgestellt wird. Anstelle der Zwi­
~ können in begründeten AusnahmefIJIen andere
PrütungaIeistUn atIgIIectillM werden. SOWeit die Gleichwertigkeit
nactlgewieaen wird. Absatz 2 satz 3 bis 5 gilt entIprec:hend.

(4) PrOfungsIeiatun in einer ~erpnjfung mit Au8NIhme der Magi­
steralt*t, die der KMdidat .,. einer ancIIrW\ wisIenschaftIic Hoch­
lChuIe im~ dea Grundgeutaa in demaelban Studieng8ng
mit dfteIban Flchertcombinaticln ertlracht hat werden von Amts wegen
llngeIlCI'lilel 0.. gleiche gilt für~ in AbIc:hIuSpnjfungen
anderer Studienginge oder .,. andenIn als wil8en8ChaftliChen Hochschu­
len im~ch dea Grunctgeeetzes SOWeit die Glai-"-""keitfestgeste1ft wirtl. , ........_- "V
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(5) Die In staatlich anert<annten Fernstudl811 oder '" vom Land Nordrhein­
Westfalen In Zusammenarbeit mit anderen Ulndem Oder dem Bund ent­
wICkelten Fernstud.."..nheiten erworoenen L.etstungltladlWetle werden.
soweit Sie gleichwertig lind. als Studten- oder Prüfungsletstungen von
Amts wegen angereChnet. Set der Feststellung der Gleich_rtlgkett lind
die gemeinsamen Beschlüsse der Kultusmlnlsterkonferenz und der West­
deutschen Rektorenkonferenz zu belIchtll'l.

,(6) l.etstungen. dle mit einer erfOlgretCh abgesehIosaenen Ausbildung am
Versuch OberS'tufenkOlleg Bieleteld '" WahlfäChern ertlracht worden lind.
die den gemäß § 12 gewählten FäChern emsprec/'len.~ als Studien­
leistungen auf das Grundstudium angerechnet. SOWeit die Gleichwertigkeit
nachgewtesen WIrd.
(7) Studienbewerbem. die aufgrund einer Elnstufungspn:ifung gemäß § 66
WlssHG berechtigt Sind. das Studium In etnem tlötleren Facnsernester auf­
zunenrnen. werden die In der Einstufungsprüfungna~.."Kennt­
nisse und FähIgKeiten auf d,e Studtenleistungen deS Grundstudiums und
auf Prüfungsletstungen der ZWISChenprüfung angetechn81. Die Feststel­
lungen Im ZeugniS über die Einstufungsprüfung Sind für den Prüfungsaus­
schuB bindend.
(8) Zuständig für die Anrechnung von Studrenzeiten und Studien- und Prü­
fungSlelstungen nach den Absätzen 1 bis 7 ist der J8Weiltge Prüfungsaus­
schuB. Vor Feststellung über die GleiChwertigkeit Sind die zuständigen
Fachvertreter zu hören.

§8
Vwüumnia. Rücictrttt, Tluec:hung. Ordnungavem08

(1) Eine Pn:ifungsletstung gilt als mit .nicht aU5relChend- (5.0) bewertet.
wenn der Kandidat zu Blnem Prüfungstermin Ohne triftigen Grund nicht .­
scheint oder~ er nach Beginn der Prüfung Ohne triftige Gründe von der
Pr\ifung zurücktmt.
(2) DM! für den Aücktritt oder das versäumniS geltend gemachten Gründe' ­
müssen dem ZUStändigen Pn:ifungsaUSSChuß unverzüglich SChriftlich an
gezetgt und glaubhaft gemacht werden. Bel Kranknert des Kandidaten
kann d,e Vortage etnes iIrztllchen Attestes verlangt werden. Erkennt der
Prüfungsausschuß die Gründe an. WIrd dem Kanclic:Iaten dieses schriftliCh
mrtgeteilt undetn neuer Termin festgesetzt. Die berelts vorliegenden Prü­
fungsergebnlsse Sind In dNlSefT1 Fall anzurechnen.
(3) Versucht der Kandidat. das Ergebnis S81ner Prüfungsleistung durch
Täuschung. z. B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel. zu beetnflus­
sen. gilt die betreffende PnJtungsietstung als mit _nicht ausretChend" (5.0)
beWertet. Ein KMdidat. der den ordnungagemä8en Ablaut der Prüfung
stört, k8nn von dem jeweiligen AufsiChtführenden nach AbnWlnung von
der FortMtzung der PrütungIIIiItun ausgIIChIoIIan ..aan. In dieMm
Fd gilt die brIIIeftellde PrütungIIIiItun ... mit .nicht -...iChIl1d" (5.0)
~ Die GrOndefürdan~ 1incl8lctlnk&nig zu mc.n. Wird
der Kandidat von der welt... Ettnlgung einer Pr\dungsIIIisUl euage­
echIoIIen, kMn .,~ d.s diele EntIcheidung vom zuatilldigIIi
PnltunguIaIctlu Uberpn)ft wird. DieI gilt anaprectwld bei dir F.....
Iung ....AufIictltfiltnn gemI8 satz 1.
(4) 8elaatInde Etac:hIidungan des Prüfungsauaactllincl dem Kan­
didaten lnIW'ZOgIich lCI'lriftlich mitZUteilen und zu bIgriindIn. Vor dir ent­
scheidung ist dem Kandidaten rechtliches Gehör zu gewIhren.

11. Zwischenprüfung

110
ZUIaaungsvoreU8MlZungen

(1) Zur Zwischenprüfung im Hauptfach oder in den jeweiIa gewlhlten Ne­
benfächern Qnn nur zugeIalIIen werden. wer
1. das leugnis der HochIchuIreIfe (allgemeine oder einschligige fachge-

bundene Hoc:hschuIreIIe) besitzt, . .
2. an der Femuniversltlt - GeIamthOChschuI - In Hagen für den Mag;.

sterstudiengang wenigstens seit einem Semester vor der Meldung ein­
gesc:hrieben oder gemi8 § 70 Abs. 2 WISSHG als Zweithörer zugelas­
sen ist,

3. die folgenden l.eistunglnachweise nach näherer Bestimmung der
. Studienordnung ertlracht hat.

a) im Hauptfach Erziehungswissenschaft drei LeistungsnaChwBl­
se,

b) im Hauptfach Philosophie drei Leistungsnachweise in drei ver­
schiedenen TeilQeDiet8n. von denen mindestens einer im Zu­
sammenhang mit einer Prlsanzveranstaltung erbracht werden
soll.

c) im Hauptfach Soziologie drei Leistungsnachweise in drei ver­
. schiedlnen Teilgebieten.
d) im Hauplfach Neuere deutsche UteraturwiSsa~schattdrei .Lei­

stungsnachweile aul mindestens Zwei Teilgebieten. wobei die
Teilnahm. an mindestens einer Prlsenzveranstaltung nachge­
wiesen werden soll.

e) im Hauptfach Politikwissenschaft drei Leistungsnach_ise In
drei verschiedenen Teilgebieten.

f) im Hauptfach Geschichte drei Leiltungsnachweise in dreI ver­
schiedenen Teilgebieten und den Nachweis lIon KenntnISsen
in Englisch und einer weiteren Fremdsprache.

g) im Hauptfach Soziale Verhaltenswissenschaften llier Lei­
stungsnachweiSe.

h) im Hauptfach VolkswirtSChaftslehre sieben LeistungsnachweI-
se.

i) im Nebenfach Mathematik drei Leistungsnachweise.
j) im Nebenfach Volkswirtschaftslehre lIier Leistungsnachweise.
k) im Nebenfach Psvehologie zwei LeistungsnachweISe.
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I) Im Nebenfach Philosophie zwei Leistungsnachweise aus zwei
verschiedenen Teilgebieten,

m) im Nebenfach Neuere deutsche Literaturwissenschaft zwei Lei­
stungsnachweise,

n) im Nebenfach ErziehungSWissenschaft zwei Leistungsnach·
welse.

0) Im Nebenfach Rechtswissenschaft den Nachweis erbracht hat.
daß mindestens die Hälfte der angeootenen Einsendearceuen
der zu belegenden Kurse mit Erfolg bearbeitet worden Sind.

p) Im Nebenfach Geschichte zwei Leistungsnachweise In ver·
sch,edenen Teilgebieten und den NachweiS von Kenntnissen
in Englisch und einer werteren Fremdsprache,

q) im Nebenfach Politikwissenschaft zwei Leistungsnachweise ,n
zwei verschiedenen Teilgebieten.

r) im Nebenfach Soziologie zwei Leistungsnachweise In zwei ver·
schledenen Teilgebieten,

s) Im Nebenfach Statistik und Datenanalyse drei Leistungsnach-
weise.

Die Leistungsnachweise sind als Klausurarbeiten. als Hausarbei­
ten oder als Referate (PräSenzveranstaltungen) zu erbnngen: die
jeweilige Form wird vor Beginn eines Semesters von dem für die
Lehrveranstaltunq zustandiaen Lehrenden festgelegt.

4. im Falle des § 2 Abs. 2 die zugleiCh mit der ZUlassung des sn der Fern­
universität - Gesamthochschule - nicht angebotenen Nebenfaches für
die Zwischenprüfung festgelegten ZuJassungsvorauasetzungen an der
anderen wissenschaftlichen Hochschule erfüllt hat.

Die in Satz 1 genannten VOraussetzungen werden im Fall des § 8 Abs. 7
durch entsPrechende Feststellungen im Zeugnis über die Einst1Jfungspru­
fung ganz oder teilweise ersetzt.
(2) Der Antrag auf Zulassung zur Zwischenprüfung ist schriftlich bei dem
federführenden Prüfungsausschu8 zu stellen. Dem Antrag sind beizufü­
gen:
1. die Nachweise der in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen,
2. das Studienbuch oder die an der Fernuniversität - Gesarnthoc:hschule

- an dessen Stelle tretenden Unterlagen.
3. eine Erklärung darüber, in welchern Hauptfach und in welchen Nebenfä­

chern, sowie bei Wahlmöglichkeiten Innerhalb des Hauptfaches bzw.
der einzelnen Nebenfächer, in welchen BereichenlTeilgebietenlKursen
der Kandidat geprüft werden will,

4. Vorschläge gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1,
5. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bereits eine Zwischenprüfung

oder eine Magisterprüfung in demselben Studiengang mit derselben
Fächerkombination sn einer wissenschaftlichen Hochschule nicht oder
endgültig nicht bestanden hat, ob er seinen Prüfungsanspruch durch
Versäumen einer WMlderholungstrist (§ 16 Abs. 3) verIontn hat oder ob
er sich in einem anderen Prüfungsverfahren befindet.

(3) Ist es dem Kandidaten nicht möglich. eine MCh Abutz 2 Satz 2 erfor·
derliche Unterlage in der vorgeschrieDenen Weise beizubringen. kaM der
Prüfungsausschu8 gestatten. den Nachweis auf eine."....Art zu führen.

S 11
~

(1) Ober die ZuJaaung entscheidet der federfütnnde Prüfunguuuchu8
oder gemi8 § 6 Abs. 2 Satz 6 desMn Vcnitzellder in EirMmetmen mit
den beteiligten Prüfungsausecl'
(2) An einer F8ChprOfung in Form einer stue:IIenbegIeI Lelatu'lg k8nn
bereitS teilglnommerl werden. wenn noch!'lcht ...~­
zungen gernI8 § 10 Abs. 1 .ot lind. lOf8m dem~ PrO­
fungsauachu8 die NachweiIe der in S10 Abs. 1 Nm. 1 und 4 gerww'Iten
Zu~vorliegen und dem für da bItIeff.1de F8dl
zustincligln Pn'itunguuuchu8 die für cIIe b....'r...deF~in § 10
Abs.1 Nr.2 oder 3 genennten~ mit der Mel­
dung gernI8 § 5 Abs. 2 NlchgewiwHn wwrden. In diWIem F.. erfolgt die
Zulassung unter dem Vorbeh8It. d88 mit der Meldung zur letzten Fechprü­
fung sämtliche der in § 10 Abs.1 geMnI1ten~
nachgewiesen sind.
(3) Die Zulassung ist abzulehnen. wenn
a) die in § 10 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
c) der Kandidat die ZwischenprOfung in demselben Hauptfach und den-

selben Nebenfächern endgültig nicht bestanden hat.
Die Zuiassung darf im übrigen nur abgelehnt werden. wenn der Kandidat
seinen Prüfungsanspruch durch Versäumen einer WMIdert10Iungsfrist ge­
mäß § 16 Abs. 3 verloren hat. Die Entscheidung iSt mit Gründen zu verse­
hen und dem Kandidaten schriftlich mitzuteilen.

S 12
ZIel, Unäng und Art der PrOIung

(1) Durch die Zwischenprüfung soll der Kandidat n8dlweilIen. d88 er das
Ziel des Grundstudiums emlicht hat und daS er sich insbesondere die in­
haltlichen Grundlagen der Ficher. ein methodisc:hetIlnstrurnentllrium und
eine systematische Orientierung erworben hat. die ertordertich sind, um
das weitere Studium zu betreiben.
(2) Die Zwischenprüfung besteht
a) im Hauptfach EtziehungswiaHnschaft nach Wahl des Kandidaten in

einem d8r nachfolgenden Teilgel:liete

135

-- Pädagogischit Theori8 und Geschichte der PIdagogik
- Cumcuturntheofie und Didaktik '
- Methodologie. quantitative und qWllItative Methoden der Etzie-

hungawissenscha
- Recht. OrganisatiOn und Planung des Bildungswesens
aus einer vierstündigen KJausuratt)eit und aus, einer mündlichen Prü­
fung in einem anderen Teilgebiet. du nicht bereits Gegenstand der
Klausurarbeit gewesen ist, wobei das Teilgebiet PädagogISChe Theone
und Geschichte der Pädagogik Bestandteil dieser Prüfung ist:

b) Im Hauptfach SoZialwissenschaften nach Wahl des Kandidaten in
einem der betden Bereiche
- PolitikwIssenschaft
- PsyChologie SOZIaler Prozesse
aus einer V18rslündigen Klausurartleit und aus einer mündlichen Prü­
fung In dem anderen Beretch, der nIcht Gegenstand der Klausurartlett
gewesen ist. sowie aus einer weiteren mündlichen Prüfung im Beretch
SoZlotogJe, WObei der Beretch .Sozialwissenschaftliche Propädeutik
und Methoden der SOZIalWIssenschaftlichen ForSChung" Bestandteil
dieser Prüfung ISt.

c) Im Hauptfach Philosophie aus einer vierstündigen Klausurarbeit
und aus einer mündlichen Prüfung in zwei der folgenden sechs
Teilgebiete, die nicht identisch mit den Teilgebieten sein dürfen,
in denen die drei studienbegleitenden Leistungsnachweise ge­
mäß § 10 Abs. 1 Nr.3 Buchstabe c erworben worden sind:

- Logik
- Erkenntnis-MethOde-Wissenschaft
- Realitat und EXistenz
- Normen. Werte. Handeln
- Gesellschaft und Geschichte
- Epochen, Siromungen. RIChtungen;

dl Im Hauptfach SOZiologie aus einer vlerstündigen Klausurarbeit
und aus einer mundlichen Prüfung In zwei Teilgebieten. In denen
noch keine studienbegleItenden Leistungsnachweise gemäß
§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d erworben worden Sind. Teilgebiete'
des Hauptfaches SozIologie Sind:

- Grundbegriffe der Soziologie
- GeschiChte und Theonen der SOZIOlogie
- Methoden
- Sozialstrukturen. SOZiale Probleme, soziale Prozesse
- SOZiologischer Schwerpunkt;

e) im HauptfaCh Neuere deutsche LiteraturwissenSchaft aus einer
vierstündigen Klausurarbeit und aus einer mündlichen Prüfung
in zwei der folgenden fünf Teilgebiate, so daß mindestens ein
Teilgebiet nicht durch die Leistungsnachweise gemäß § 10
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d abgedeckt ist

- Theorie, Modelle. Methoden der Literaturwissenschaft
- Gattungen, Motive und Formen
- Autoren und Werke von etwa 1500 bis 1800
- Autoren und Werke von etwa 1800 bis zur Gegenwart
- Literatur Im Kontext (Religion, Schriftkultur, Geschichte. Psy-

chologie usw.);

f) im Hauptfach Politikwissenschaft aus einer vierstündigen Klau­
surarbeit und aus einer mündlichen Prüfung in den zwei Teil­
gebieten, In denen noch keine Leistungsnachweise erworben
worden sind. Teilgebiete des Hauptfaches Polltikwissenschaft
im Grundstudium Sind:
- Methoden
- Politisches System der BRD: Interessen, Interaktionen, Insti-

tutionen
- Politikfelder
- Politische Systeme im Vergleich
- Internationale Konflikte und Kooperation:

g) im Hauptfach Geschichte aus einer vierstündigen Klausurarbeit
in einem der Teilgebiete und aus einer mündlichen PrOfung in
den zwei anderen Teilgebieten. Teilgebiete des Hauptfaches
Geschichte sind:
- Ältere Geschiche
- Neuere deutsche Geschichte
- Neuere europAische und au8ereuroplische Geschichte:

h) ira Hauptfach Soziale Vert1aJtenswissenachaftlln aus einer vier­
stündigen Klausurarbeit in einem Teilgebiet und aus zwei münd­
lichen Prüfungen in den beiden anderen Teilgebieten, eh nicht
Gegenstand der Klausurarbeit sind. Teilgebiete des Hauptfa­
ches Soziale VerhaltenswilllenSChaften sind:
- Arbeit und Organisation
- Mensch und Umwelt
- Soziale Prozesse.

Die Methodenlehre ist dabei stelS auch Gegenstand der münd­
lichen Prüfungen:

i) im Hauptfach Volkswirtschaftslehre aus Klausurarbeiten zu den
Teilgebieten .

- Intemes und externes Rechnungswesen (zweistündige Klau­
surarbeit)

- Recht für Wirtschaftswissenschaf1ler I (zweistündige Klau-
surarbeit)

- MikrOOkonomik (zweistündige Klausurarbeit)
- Makroökonomik (zweistündige Klausurarbeit)
- Betriebswirtschaftstheorie I (einstündige Klausurarbeit).
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4 - ausreichend

3 • befriedigend

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Prüfungsleistungen wenden in
Fonn von studienbegleitenden LeIstungen, die naCh Anforderung und Ver­
fahren einer Prüfungsleistung gleichwertig sind, abgelegt. Im WiedertIo­
lungstall bleiben die getroffene Wahl der BereichelTeilgebietetKurse und
die Prüfungstonn verbindlich.

(5) Besteht die Prüfung zu einem BereichlTeilgebietlKurs nur in einer
schriftlichen Prüfungsleistung. hat sich der Kandidat bei .nicht ausreichen­
dem· ErgebniS nach Ausschöpfen der WiedertloIungsrnCiglichkeit einer
mündlichen Ergänzungsprüfung zu unterziehen. Für die Abnahme und Be­
wertung der mündlichen Erginzungsprüfu gelten die §§ 14 und 15 ent­
sprechend. Ist die' mündliche Ergänzungsprüfung mit mindestens .aUl'""'i­
chend" (4.01 bewertet worden. wird die Bereichs-lTeilgebiets-/Kurs
.ausreichend" (4.0), andernfalls .nicht ausreiChend" (5.01 festgeHtzt.
(6) Macht der ~idatdurch ein ärztliches ZeugniS glaubhaft. daS er _
gen ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist. die Prüfung
ganz oder _!weise in der vorgegebenen Form abzulegen, kann der Vorsit­
zende des Prüfunguussc:husses gestatten, gleichwertige PrüfungsIei­
stungen in einer anderen Fonn zu ertlringen.
m Pnifungsleistungen der Zwischenprüfung können durch gteic:hwertige
Leistungen im Rahmen einer Einstufungsprüfung gemä8 § 66 Abs. 1
WissHG ersetzt werden.

§ 13
Kllluaurllrbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll der Kandidat nachweisen. daS er in be­
grenzter Zelt und mit begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geliiufi­
gen Methoden seines Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden
kann.
(2) Jede l<Iaua&nrbeit wird von zwei Prüfenn, von denen einer ProfeI8or
sein muS. bewertet. Bei KIausurattleiten im Rahmen von studienbegIeite
den 1..eistl.I1gen, die nach Anforderung und Verfahren einer PrüfungsIei­
stung gleic:hwertig sind, kann von dem ErforderniS der Bewertung durch
zwei Prüfer abgesehen werden.

§ 1.
Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung wird in jedem Ber81ch/Teilgebiet/KlJrs vor einem
Prüfer, der Professor oder 8ln vom jeweiligen Fachbereich _ Prüfer be­
stellter Privatdozent sein muß. in GegenwWl 8lnes sadIkundigen Beisit­
zers (§ 7 Abs. 1 satz 4) als Einzel-oder Gruppenprüfung~,Hie""'~;

wird jeder~ in einem Benlic:hlTeilgebietlKura grundIItzlich nur .
einenn Prüfer geprüft. Der~ kann für die mündliche Prüfung The­
~~. 8Uf die er sich beIonder'I vortlenIitet hC.
(2) SoweIt nIct1ta~ bestimmt ist. d&Mt eine rnündIictle Prüfung in
der~ rninc:IemeI. 30 und höchstens 40 MinuWl je~ Vor der
Fesmetzung der Note gernI8 § 15 Abs. 1 hat der Prüfer den BeiIitzer zu
'*-'-
(3) Die w8Ml'ltlictlen Gegenstiinde und Ergebnisse lind in ein8m Pr0tסkoII

~ 0.. Ergebnis der rnündIichen Prüfung wird dem KMdidaten
im AnIc:hIu8 ." dieN PrQfung bekanntgegeben.
(.) Die Prüfungen lind nichtöffentlich. Studenten der FernuniwrIItit - Ge­
samthocI1achuIe -, die sich der gleichen Prüfung untlll'Zieh8n wollen, wer­
den MCtl~ der räumlichen Verhilltnisle _ ZUhörer zugel• ...,.
sofenn nicht ein Kandidat widerlpl icht. Studenten. die sich zur gleiChen
Prüfung gIlTleIdet h8ben. sind beYorZUgt ZUZUIas1Ien. Die zu..ung er·
stnlCkt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des PrüfungHrgeb­
nisIea.

§ 15
Bewertungder~

(1) Die Noten für die Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prü­
fern festgesetZt. Für die Bewertung der Prüfungsletstungen SInd folgende
Noten zu verwenden:

1 - sehr gut
2 - gut

k) in SoZiologie aus einer vierstündigen KlausurarbeIt und aus
einer mündüchen Prüfung in den zwei Teilgebieten. in denen
noch keine Leistungsnachw8lSe erworoen worden Sind. Teilg&­
biete des Nebenfaches im GrundstudIum Sind:

- Grundbegriffe der Soziologie
- Geschichte und Theorien der Soziologie
- Methoden der SoZialforschung
- Soziologischer Schwerpunkt;

I) in Statistik und Datenanalyse aus KlausurarbeIten in den Te~­

gebieten
- EinfOhrung in die EDV (zweistündige Klausurarbeit)
- Wirtschafts- und Sozialstatistik (zweistündige Klausurarbeit)
- Grundzüge der Statistik (vierstündlge Klausurarbeit);

m) in einem Neoenfach gemä8 § 2 Abs. 2
aus den zugleich mit der ZUlasaung des an der Fernuniversität ­
Gesamthochschule - nicht angebotenen Nebenfaches festgelegten
Prüfungsleistungen an der anderen WIssenSChaftlichen Hochsctlule.

• eina herVOrragende Leistung;
• eine Leistung. die erheblich über den durch­

schnittlichen Anforderungen liegt; .
- eine Leistung, die durchschnittlichen Anforde­

rungen entsPricht;
• eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den

Anforderungen genügt;
5 - nicht ausreichend - eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel

den Anforderungen nicht mehr genügt.
Durch Erniedrigen oder Ertl6hen der einzelnen Noten um 0.3 können zur
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0.7,
4.3,4.7 und 5.3 sind ausgeschlossen.

(3i Die Zwisc:I'lenPNfung besteht in den Nebenfichern aus folgenden Prü­
tungsleistungen:
a) in MdlematIk

aus einer mündlichen Pnifung von in der Regel mindestens 30 und
höchstens 40 Minuten Dauer über die Gegenstände der vier Kurse

- Lineare Algebra I
- Lineare Algebra 11
- Analysis I
- Analysis 11;

b) in Sozialwissenschaften nach Wahl des Kandidaten in einem der beiden
Bereiche
- Soziologie
- PolitikWIssenschaft
aus einer vierstündigen Klausurart:leit und aus einer mündlichen Prü­
fung in dem anderen Bereich, der nicht Gegenstand der Klausurart;)eit
gewesen ist;

c} in Volkwirtschaftslehre aus Klausurarbeiten zu den Teilgebieten
- MikroOkonomik (zweistandige Klausurarbeit)
- Makroökonomik (zweistündige Klausurarbeit);

d) in Psychologie aus einer vierstündigen Klausurarbeit und aus
einer mandlichen Prüfung nach Wahl des Kandidaten in einem
der folgenden Teilgebiete. die nicht bereits erfolgreich mit einem
Leistungsnachweis gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe k ab­
geschlossen worden sind. Teilgebiete des Nebenfaches sind:
- Wissenschafts- und erkenntnistheoretische Grundlagen der

Psychologie
- Geschichte der Psychologie
- Grundlagen der Psychologie sozialer Prozesse
- Grundlagen der Ökologischen Psychologie
- Grundlagen der Arbeits- und OrganisatJonspsychologie,

el m Philosophie nach Wahl des Kandidaten m emem der folgen­
den Teilgebiete. die nicht oere,ts erfolgreich mit einem Le,­
stungsnachwers gemäß § 10 Abs. 1 Nr.3 Buchstabe j abge­
schlossen woreen smd.

- Logik
- Erkenntnls-Methode-Wlssenschaft
- Realität und EXistenz
- Normen. Wene. Handeln
- Gesellschaft und Geschichte
- Epochen. Stromungen. Richtungen
aus einer vlerstundlgen Klausurarbeit und aus emer mündlichen
Prüfung In emem Teilgebiet. das nicht bereits Gegenstand der
Klausurarbeit gewesen Ist und nicht bererts erfolgreich mit emem
Leistungsnachweis gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe j abge­
schlossen worden Ist.

t) in Neuerer deutscher Literaturwissenschaft nach Wahl des Kan­
didaten in einem der folgenden Teilgebiete:

- Theorie. Modelle, Methoden der Literaturwissenschaft
- Gattungen. Motive und Formen
- Autoren und Werke von etwa 1500 bis 1800
- Autoren und Werke von etwa 1800 bis zur Gegenwart
- Literatur im Kontext (Religion. SChriftkultur, Geschichte, Psy-

chologie usw.)

aus einer vierstündigen Klausurarbeit und aus einer mündlichen
Prüfung In einem Teilgebiet. das nicht bereits Gegenstand der
Klausurarbeit gewesen ist;

g) In EfZlehungsWlssenschaft nach Wahl des Kandidaten in einem
der folgenden Teilgebiete:
- Allgemeine Erziehungswissenschaft
- Berufspädagogik und berufliche Weiterbildung
- Interkulturelle ErziehungSWISsenschaft
aus einer vlerstündigen Klausurarbeit und aus einer mündlichen
Prüfung;

h) In RechtsWislensChaft nach W8hI des Kandidaten in einem der Kurse

- Deutsches Staatsrecht
- Einführung in das Privancht
aus einer zweistündigen Klausurarbeit;

i) in Geschichte aus einer vjerstündigen Klausurarbeit und aus
einer mündlichen Prüfung. Teilgebtete des Nebenfaches Im
Grundstudium Sind:
- Ältere Geschichte
- Neuere deutsche Geschichte
- Neuere europäische und außereuropäische Geschichte.
Eine dieser Prüfungsleistungen muß in dem nicht durch Lei­
stungsnachwelse abgedeckten Teilgebiet erbracht werden;

j) in Politikwissenschaft aus einer vierstündigen Klausurarbeit und
aus einer mündlichen Prüfung in den zwei Teilgebieten. in de­
nen noch keine Leistungsnachwe,se erworben worden Sind.
Teilgebiete des Nebenfaches im Grundstudium SInd:
- Politisches System der BRD: Interessen. Interaktionen. Insti-

tutionen
- Politikfelder
- Politische Systeme im Vergleich
- Intemationale Konftike und Kooperation;'
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(2) Die Prüfung in dem Hauptfach und den Nebenfächern. ist jeweils
bestanden. wenn sämttiche PrOfungsleistungen In den Bereichen. Te~­
gebieten. Kursen mindestens mit .ausreichend" (4.0) bewertet worden
sind. Abweichend von Satz 1 ist die ZWischenprüfung Im Hauptfach
Volkswirtschaftslehre auch dann bestanden. wenn höchstens ein Teil·
gebiet nach Ausschöptung der Wiederholungsmöglichkeiten mit _nicht
ausreichend" (5.0) bewertet worden und die Fachnote mindestens
.ausreichend" (bis 4,0) ist. Die Fachnote lautet

bei einem Durchschnitt bis 1.5 - sehr gut.
bei einem Durchschnitt über 1.5 bis 2.5 - gut,
bei einem Durchschnitt über 2.5 bis 3.5 - befriedigend.
bei einem Durchschnitt über 3.5 bis 4.0 - ausreichend.
bei einem Durchschnitt über 4.0 • nicht ausreichend.
(3) Die Zwischenprüfung insgesamt ist bestanden. wenn alle FaChnoten
mindestens .ausreichend· (bis 4,0) sind und im Falle des § 2 Abs. 2 auch
die zugleich mit der Zulassung des an der Fernuniversität - Gesamthoch­
schule - nicht angebotenen Nebenfaches festgelegten Prüfungsleistungen
mindestens mit .ausreichend· (bis 4.0) bewertet wurden.

(4) Die Gesamtnote errechnet Sich aus .dem arithmetischen Mittel der Note
im Hauptfach und den Noten in den belden Nebenfachern. WObei die Note
im Hauptfach doppelt geWichtet wird. Die Gesamtnote einer bestandenen
Prüfung lautet
bei einem Durchschnitt bis 1.5 • sehr gut.
bei einem Durchschnitt über 1.5 bis 2.5 • gut.
bei einem Durchschnitt über 2.5 bis 3.5 • befriedigend.
bei einem Durchschnitt über 3.5 bis 4.0 • ausreichend.
bei einem Durchschnitt über 4,0 • nicht ausreichend.

(5) Bei der Bildung der Note nach den Absätzen 2 und 4 wird nur die erste
Dezimalstelle hinter dem Komma berüCkSiChtigt; alle'Welteren Stellen wer­
den ohne Rundung gestrichen.

§ 16
Wiederholung der Zwischenprüfung

(1) Prütungsleistungen in den einzelnen BereichenlTeilgebieteniKur­
sen. die nicht mit mindestens .ausreichend- (biS 4.0) bewertet wurden.
können zweimal wiederholt werden.
(2) Versäumt der Kandidat. sich innerhalb von drei Jahren nach dem
fehlgeschlagenen Versuch oder - bei Nichtbestehen mehrerer Prüfun·
gen - nach der letzten nicht bestandenen Prüfung zur Wiederholungs­
prüfung zu melden. verliert er den Prüfungsanspruch. es sei denn. er
weist nach. daß er das VersäumniS dieser Frrst nicht zu vertreten hat.
Die erforderlichen Feststellungen trifft der für das Fach zuständige
prütungsausschuB.

§ 17
Zeugnia

(1) Über die bestandene Zwischenprüfung wird unverzüglich. möglichst
Innerhalb von VI8I' Wochen nach dem Erbringen der letzten Prüfungslei­
stungen. ein Zeugnis ausgestellt. daS die eenzelnen Fechnoten und die Ge­
samtnote enthält. Das Zeugnis ist vom Vcnitzenden des federführenden
Prüfungsausschusses sowie von den Vorsitzenden der beteiligten Prü­
fungsausschüsse zu unterzeichnen. Als Datum des Zeug",_ ist derTag
einzutragen. an dem die letzte PrülungsIeiatungertncht ist.
(2) Ist die Zwischenprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestan­
den. erteilt derVorsitZende des federfütnnden Prütungsauachusses dem
Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. der auch Auskunft dar·
über gibt. ob und gegebenenf8l1s in welchem Umfang und innerhalb wei­
cher Frist die ZwiIc:hlInPNfung wiedert'lolt werden kann.
(3) Der 8eIc:heid über die nicht bemndene Zwiachenpnjfung ist mit .ner
Rechtsbehelfsbel zu verMhen.
(4) Hat der-Kandidat dieZ~ nicht *taI". wird ihm auf
Antr1Ig und gegen Vor1age der entspIWCheIlden Nach\1MiM und - im Falle
des endgültigen NichtI:Ie8tehena - _~
eine schriftliche 8elc:heinigung ausgestellt, die dieertnchten Prüfungslei­
stungen und deren Noten lOwie die zum e.tehen _ ZwischellPl üfung
noch fehlenden Prüfungsleistungen enthiIt und erkennen lI8t. daS die Zwi­
schenprüfung nicht bestanden iSt.

111. Magisterprüfung
§ 18

ZUlaawtgzur~

(1) ZUr Magisterprüfung kann nur zugelas.., -eiert. wer
1. das Zeugnis der Hochschulreife (allgerneine oder einschlägige faenge­

bundene Hochschulreife) besitzt;
2. die Zwischenprüfung bestanden hat;
3. in den letzten zwei semestern vor der ZUlassung zur Magist~ung

an der Fernunivenlität - Gesamthochllchule - eingeschrieben oder als
Zweithönlr zu dem Magisterstudiengang zugelaslen gewesen ist;

4. die folgenden LeiStungsnachweise nach näherer Bestimmung der
Studienordnung erbracht hat
a) im Hauptfach Erziehungswissenschaft zwei Leistungsnachwei­

se aus zwei unterschiedlichen Teilgebieten.
b) im Hauptfach Philosophie drei Leistungsnachweise in wenig­

stens zwei der in § 12 Abs. 2 Buchstabe c genannten Teilge­
biete. von denen mindestens einer im Zusammenhang mit
einer Präsenzveranstaltung erbracht werden soll.
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cl im Hauptfach Soziologie drei Leistungsnachweise Im Teilgebiet
Methoden. im Teilgebl8t Theorien und ,n einem SOZiologiSChen
Schwerpunkt.

d) im Hauptfach Neuere deutsche Literaturwissenschaft drei Lei­
stungsnachweise aus mindestens zwei der In § 12 Abs. 2
Buchstabe e genannten Teilgebiete, wobei die Teilnahme an
mindestens einer Präsenzveranstaltung naChgeWiesen werden
soll.

e) im Hauptfach Politikwissenschaft drei Leistungsnachweise in
drei ausgeWählten Teilgebieten.

f) im Hauptfach Geschichte drei Leistungsnachweise aus zwei
verschiedenen Teilgebieten und den NachweiS der KenntniS
des Lateinischen, sofern die Magisterarbeit zu einem Thema
der alten oder der mrttelalterlichen Geschichte geschrreben
Wird.

g) im Hauptfach Soziale VerhaltenswIssenschaften zwei Lei­
stungsnachwelse.

h) im Hauptfach VolkSWirtschaftslehre einen Seminarschein und
drei Leistungsnachweise.

i) im Nebenfach Mathematik zwei Leistungsnachweise.
j) im Nebenfach VolkSWirtschaftslehre zwei Leistungsnachweise.

k) im Nebenfach Psychologie einen Leistungsnachweis. der nicht
in einem der belden Teilgebiete erbracht Wird. die gemäß § 19
Abs. 3 Buchstabe d als Prütungsberelche gewählt weden.

I) im Nebenfach Philosophie ernen Leistungsnachweis.
m) im Nebenfach Neuere deutsche Literaturwissenschaft einen

Leistungsnachweis.
n) im Nebenfach Erziehungswissenschaft einen Leistungsnach­

weis.
0) im Nebenfach Rechtswissenschaft den Nachweis erbracht hat,

daß mindestens die Hälfte der angebotenen Einsendearbeiten
der Kurse des von Ihm gewählten Bereichs mit Erfolg bearbeitet
worden srnd.

p) im Nebenfach Geschichte einen Leistungsnachweis.
q) Im Nebenfach Politikwissenschaft einen LeistungsnachweiS.
r) im Nebenfach Soziologie einen Leistungsnachweis.
s) im Nebenfach Statistik und Datenanalyse einen Seminarschein

und zwei Leistungsnachweise.
Die Leistungsnachweise sind als Klausurarbeiten. als Hausarbei­
ten oder als Referate (Präsenzveranstaltungen) zu erbringen: die
jeweilige Form wird vor Beginn eines Semesters von dem für die
Lehrveranstattung zustandigen Lehrenden festgelegt

5. im Falle des § 2 Abs. 2 die zugleich mit der ZUlassung des an der Fern­
universität - Gesamthochschule - nicht angebotenen Nebenfaches für
die Magisterprüfung festgelegten Zulassungsvoraussetzung erfüllt.

Die in Satz 1 genannten Voraussetzungen werden im Falle des § 8 ADs._7
durch entspr8Chende Feststellungen im Zeugnis über die Einstufungspru­
fung ganz oder teilweise ersetzt.
(2) In dem Antr1Ig auf ZUlassung zur Magisterpnjfung lind die gewlhlten
Nebenfächer sowie die gewählten Ber8iehelTeilgebi8telKurse gemi8 § 19
anzugeben. Im übrigen gelten die §§ 10 und 11 entlIJ,lnIChend.

f 11
Umf8ng undArtder~

(1) Die Magisterprüfung besteht aus
1. der Magistenlrbeit im gewählten Hauptfach und
2. den in den AbsAtzen 2 und 3 näher beIcI'lriebenen Prüfungen im ge­

wählten Hauptfach und in den beiden gewählten NebenfIchem.

(2)

a) Im Hauptfach Erziehungswissenschaft erstreckt sich die Prü­
fung auf zwei der folgenden Bereiche nach Wahl des Kandida­
ten

- Systematische Pädagogik
- SChulpädagogik
- Medienpädagogik
- Berufspädagogik und berufliche Weiterbildung
- Interkulturelle Erziehungswissenschaft
- Sonderenlehung und Rehabilitation
und besteht in beiden Bereichen aus je einer vierstOndigen
Klausurarbeit und je einer mündlichen Prütung von in der Regel
mindestens 30 und hOchstens 40 Minuten Dauer.

b) im Hauptfach SoziaIwis8enschen besteht die Prüfung.. einer vier­
stündigen KIausurattleit in einem der beiden Bereiche nach Wahl des
Kandidaten

- Politikwislenschaft
- Psychologie SOZialer P'QZIlle
und aus Z'MIi. mündlichen Prüfungen von in der Regel mindestenS 30
und höchstens 40 Minuten Dauer im BenIic:h Sozi6logie und in dem
nicht für die KIal8urartleit gewählten Berei<:h.
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cl im Hauptfach Philosophie erstreckt sich die Prüfung auf zwei der
in § 12 Abs. 2 Buchstabe C genannten sechs Teilgebiete nach
Wahl des Kandidaten. die nicht Gegenstand der drei studienbe­
giertenden Leistungsnachweise gemaß § 18 Abs. , Buchstabe c
gewesen sind. Die Prüfung besteht aus einer vlerstündrgen
Klausurarbeit In dem einen der beiden vom Kandidaten gewahl­
ten Bereich und aus einer mündlichen Prüfung von mindesten.s
45 und höchstens 60 Minuten Dauer in dem anderen vom Kandi­
daten gewahlten Bereich;

dl Im Hauptfach Soziologie erstreckt sich die Prüfung auf zwei Teil­
geb,ete nach Wahl des Kandidaten, von denen eines nicht durch
einen Leistungsnachweis abgedeckt sein darf. Teilgebrete Sind
- Soziologische Theorie
- MethOden
- SozIOlogischer Schwerpunkt I
- Soziologischer Schwerpunkt 11
- Wahlbereich.

Die Prüfung besteht aus einer vierstündigen Klausurarbeit in
dem einen der belden vom Kandidaten gewahlten Bereich und
aus einer mündlichen Prüfung von mindestens 30 und höch­
stens 40 Minuten Dauer in dem anderen vom Kandidaten ge­
wählten Bereich;

e) im Hauptfach Neuere deutsche Literaturwissenschaft erstreckt
sich die Prüfung auf zwei der in § 12 Abs. 2 Buchstabe e genann­
ten Teilgebiete. so da8 mindestens ein Teilgebiet nicht Gegen­
stand der Leistungsnachweise geml8 § 18 Ab&. 1 Nr. 4 Buch·
stabe e gewesen ist Oie Prüfung besteht aus einer vierstündi­
gen Klausurarbeit in dem einen der beiden vom Kandidaten ge­
wahrten Bereiche und aus einer mündlichen Prüfung von minde­
stens 45 und höchstens 60 Minuten Dauer in dem anderen vom
Kandidaten gewahlten Bereich.

f) Im Hauptfach Politikwissenschaft besteht die Prüfung neben
der Magisterarbeit aus einer vierstündigen Klausurarbeit und
aus einer mundlichen Prüfung von in der Regel mindestens 30
und höchstens 40 Minuten Dauer in den drei gewählten. unter­
schiedlichen Teilgebieten. Teilgebiete im HauptStudium sind:
- Theorien
- Politisches System der Bundesrepublik
- Politikfelder
- Politische Systeme im Vergleich
- Intemationale Konflikte und Kooperation
- Verfassungsrecht und Völkerrecht.

g) Im Hauptfach Geschichte erstreckt sich die Prüfung auf zwei
verschiedene Teilgebiete_ Durch die gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 4
Buchstabe g erbrachten leistungsnachweISe sowie die Prü·
fungsleistungen müssen alle drei Teilgebiete abgedeckt sein.
Die Prüfung besteht aus einer vierstündigen Klausurarbeit und
aus zwei mundlichen Prüfungen von in der Regel mindestens
30 und hÖChstens 40 Minuten Dauer. Teilgebiete im Hauptstu­
dium Sind:
- Ältere Geschichte
- Neuere deutsche Geschichte
- Neuere europciische und außereuropäische Geschichte.

h) Im Hauptfach Soziale Verhaitenswissenschalten besteht die
Prüfung aus einer mundlichen PrOfung von in der Regel 30 und
höchstens 40 Minuten Dauer in dem vom Kandidaten aus fol­
genden Teilgebieten geWählten Studienschwerpunkt
- Arbeit und Organisation
- Mensch und Umwelt
- SoZJale Prozesse
und aus zwei Vlerstündigen Klausurarbeiten in den nicht fOr die
mundliche Prüfung gewählten Teilgebieten.

i) Im Hauptfach VolksWIrtschaftslehre erstreckt sich die Prüfung
auf das Fach
- Allgeme,ne Volkswirtschaftslehre 11
und auf zwei der drei Fächer
- Geld und Kredit
- FinanZWissenschaft
- Umweltökonomik I
nach Wahl des Kandidaten. Sie besteht aus drei vierstundigen
Klausurarbeiten.

(3)
a) Im Nebenfach MathematIk ..nckt sich die Prüfung auf die Gegen­

stAnde von zwei I<lnen im Umfw1g von je mindestenI vier Semester·
wochenstunden _ den folgencWI fQnf Bereichen nach Weht des Kan-
didaten
- Anwendungsoriene Ma1hematlk
- AMIysia
- Topologie
- AlgebralGeometrie
- AIgetnIZahIenth
und besteht _einer mündlichen Prüfung von in der Regel mindestens
30 und hc'5c:hsteI. 40 Minuten o.u.;

b) im NebeIäc:h SoziIIlwna-l8Chaft., besWlt die Prüfung vier-
stünc:ligM KI-....tleIt in einem der belden nedIfoIgend beZeichneten
Bereiche MCh Wahl des Kandidaten
- Soziologie
- PoIitikwisSensctlaften
und aus einer mündlichen Prüfung von in der Regel mindestens 30 uncf
höchstens 40 Minuten Dauer in dem für die Klausurarbeit nicht gewähl­
ten Bereich;
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cl Im Nebenfach VolkSWirtschaftslehre erstreckt Sich die Prüfung
auf das Fach

- ADgemeine Volkswirtschaftslehre I
und auf eines der drei Fächer
- Geld und Kredit
- Finanzwissenschaft
- Umweltökonomik I
nach Wahl des Kandidaten. Sie besteht aus zwei vierstundigen
Klausurarbeiten;

d) im Nebenfach Psychologie besteht die Prüfung aus einer vler­
stündigen Klausurarbeit in einem der drei nachfolgend bezeich­
neten Teilgebiete nach Wahl des Kandidaten
- Arbelts- und Organisationspsychologie
- Ökologische Psychologie
- Psychologie sozialer Prozesse
und aus einer mundlichen Prüfung von In der Regel minde.stens
30 und höchstens 40 Minuten Dauer In einem nicht fur die
Klausurarbeit gewahlten Teilgebiet;

e) Im Nebenfach Philosophie beStent die Prüfung aus einer vl8rstündlgen
Klausuratbett In etnern der nachfOlgend bezetchneten Teilget)lete nach
Wahl des Kandidaten
- logik
- Erl<enntnls/MethodelW,ssenschaft
- Realität und exIstenz
- Werte/Normen/Handeln
- EpocI'len/Stn:imungeniPositionen

- GeMUachaft und GeschiChte

und aus _ mündlichen Prüfung von In der Regel mindeStens 30 un"­
hÖChstens 40 Minuten Dauer In einem anderen nicht für die KlauSlJrar
belt gewälllten Teilgebtet;

f) im Nebenfach Neuere deutsche Uteraturwissenschaft nach
Wahl des Kandidaten in einem der folgenden Teilgebiete:
- Theorie. Modelle. Methoden der Literaturwissenschaft
- Gattungen. Motive und Formen
- Autoren und Werke von etwa 1500 bis 1800
- Autoren und Wfike von etwa 1800 bis zur Gegenwart
- Uteratur im Kontext (Religion. Schriftkuitur. Geschichte. Psy-

.chologie usw.);
die Prüfung besteht aus einer vierstündigen Klausurarbeit und
aus einer mündlichen Prüfung von in der Reget mindestens 30
und hOchstens 40 Minuten Dauer in einem Teilgebiet das nicht
bereits Gegenstand der Klausurarbeit gewesen ist;

g) im Nebenfach Erziehungswissenschaft besteht die Prüfung aus
einer vierstündigen Klausurarbeit in einem der nachfolgend ge­
nannten Bereiche nach Wahl des Kandidaten
- Algemeine Erziehungswissenschaft
- Berufspidagogik und berufliche Weiterbildung
- Interlwlturelie Erziehungswissenschaft
und aus einer mündlichen Prüfung von in der Regel mindestens
30 und h6c:tlsWls 40 Minuten Dauer;

h) im Nebenfach Rechtswissensclft besteht die Prüfung aus 81ner vier­
stündigen KJausurarbeit in einem der nachfolgend genannten Bereiche
nach Wahl des Kandidaten
- Öffentliches Recht
- Recht und WIrtSchaft
- Aechtageschicht und Rechtsphilosophie;

i) im Nebenfach Geschichte erstreckt sich die Prüfung auf zwei
verschiedene Teilgebiete. Sie besteht aus einer vierstündigen
Klausurarbeit und aus einer mündlichen Prüfung von in der
Regel mindestens 30 und hOchst8ns 40 Minuten Dauer. TeMge­
biete im Hauplltudum sind:'
-ÄltereGeschichte
- Neuere deutsche Geschichte
- Neuere europäische und außereuropIische Geschichte;

j) im Nebenfach Politlkwissenschaft erstreckt sich die PrOfung auf
zwei verschiedene Teilgebiete. in denen kein leistungsnach·
weis im Hauptstudium erbracht worden ist Die Prüfung besteht
aus einer vierstündigen Klausurarbeit und aus einer mündlichen
Prüfung von in der Regel mindestens 30 und höchstens 40
Minuten Dauer. Teilgebiete im Hauptstudium sind:
- Politisches System der Bundesrepublik
- Politikfelder
- Politische Systeme im Vergleich
- Internationale Konffike und Kooperation;

k) im Nebenfach Soziologie erstreckt sich die Prüfung auf ZWet
verschiedene Teilgebiete. in denen kein leistungsnachweis im
Hauptstudium erbracht worden ist. Die Prüfung besteht aus
einer vierstündigen Klausurarbeit und aus einer mund/ichen
Prüfung von in der Regel mindestens 30 und höchstens 40 Mi·
nuten Dauer. Teilgebiete im Hauptstudium SInd:
- Theorie der Soziologie
- Methoden der Sozialforschung
- Soziologischer Schwerpunkt;

I) im Nebenfach Statistik und Datenanalyse erstreckt sich die
Prüfung auf das Fach
- Statistik I
und besteht aus einer vierstündigen Klausurarbeit
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(4) Im Falle des § 2 Abs. 2 erstreckt sich die Prüfung auf die zugleich mit
der Zulassung des an der Femuniv8tSltät - GesamthochsChule -In Hagen
nicht angebotenen Nebenfaches festgelegten Bereiche in der vorgesehe­
nen Form an der anderen wissenschaftlichen Hochschule.

(5) § 12 Abs. 5 und 6 gilt entspreChend.

§20
Maglsterarbeit

(1) Der Kandidat soll in der Magisterart:leit na~hweisen. daS er imstand~
ist. ein Problem aus seinem Hauptfach selbständig nach wlssenschaftll·
chen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse sachgerecht darZustel·
len. Der VOrsitzende des federführenden Prüfungsausschusses beauftragt
als Themensteller und Betreuer der Magisterarbeit einen in Forschung ~nd
Lehre tätigen Professor oder einen vom i_eiligen Fachberetch als Prüfer
berufenen Privatdozenten. der das Hauptfach vertritt. Das Thema der Ma­
glsteratbeit ist dem Kandidaten schriftlich über den Vorsitzenden des fe­
derführenden Prüfungsausschusses mitZuteilen. Das Thema der MagIster­
arbeit kann erst nach Zulassung des Kandidaten zur Magisterprüfung aus­
gegeben werden; der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(2) Die Bearbeitungszeit für die Anfertigung der Maglsterartlert beträgt
sechs Monate. Das Thema und die AufgabensteIlung der MaglSterarbett
müssen so lauten, daß die Bearbeitungszert eingehalten werden.kann. Oe
Thema der Magisterarbeit kann nur einmal und nur innemalb det: ersten
zwei Monate der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall
kann auch auf begründeten Antrag der federführende Prüfu~usscnu8
die Bearbertungszeit ausnahmsweise um bis zudret Monate venangem.

(3) Die Maglsterarbeit Ist in deutscher Sprache abzufassen.
(4) Der Magisterarbeit ist etne Versicherung des Kandidaten beizufügen.
daß er die Artlert selbständig vertaBt und ketne anderen als dl8 angegebe­
nen Quellen benutzt hat. Die Stellen der Arbeit. die anderen Werken dem
Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen sind. müssen in jedem Fall unter
Angabe der Quelle als Entlehnung kenntlich gemacht werden. Die Versi·
cherung selbständiger Arbeit ist auch für gelieferte Zeichnungen. SkiZZen
oder graphische Darstellungen abzugeben.

§21
Annahme und Bewertung der Magisterarbelt

(1) Die Maglsterart>ert Ist fnstgerecht beim federführendenPrüfungsaus­
schuß In zwetfacher Ausfertigung abzuliefem; der AbgabeZeltpunkt 1St 81<­
tenkundlg zu machen. Wird dl8 Maglsterart:leit nicht fnstgerecht abgelie­
fert, gilt sie als mrt ,nicht ausretehend' (5;0) bewertet.

(2) Die MaglSterart:leit ist von zwei Prüfern. von~ einer der Themen­
steller der Magisterartleit sein muß, zu begutachten und zu bewerten. Die
EIInzelne Bewertung Ist entsPrechend § 15 vorzunehmen und SChrifttich z.u
begründen. Bel nicht überetnstlmmender Bewertung durch dl8 betden Prü­
fer Wird die Note der MaglSterarbert aus dem anthmetlllChen Mittel der bet­
oen Noten getlildet. sofem dl8 Differenz nicht menr als 2.0 beträgt. Beträgt
die Differenz menr als 2.0, wtrd vom federführenden~ etn
Ontter Prüfer zur Bewertung der Magisterart:leit bestimmt. In diesem Fall
WIrd die Note der MaglSterarbelt aus dem arittllnetlllChen Mittel der betden
besseren Noten gebildet. Die MaglSterartleit kann jedoch nur dann als
_ausrEllcnend" (4.0) Oder beSSer bewertet wwden.~ mindestens zwet
Noten .ausrelchend' (4,0) Oder besser SInd.

§22
Klauaurerbeiten. müncliche Prüfungen

Für Oie Klausurarbeiten und die mundlichen Prüfungen der MaglSterprü­
tung gelten §§ 13 und 14 entsprechend.

§23
Bewertung der PrOfungaIeiatun

(1) Für dl8 Bewertung der einzelnen PrüfungslelStungen und für dl8 Bil­
Oung der Bereiclls-lTetlgebtets-/Kursnoten SOWI8 für dl8 Bildung der Noten
Im Hauptfach und In den Nebenfächern gilt § 15 Abs, 1 biS 3 entsprechend.
Die Maglsterprüfung Ist auch dann nicht bestanden. wenn tll8 MagIsterar­
beit mit der Note ,nicht auSllllChend- bewertet worden JSt.
Im Hauptfach Volkswirtschaftslehre ist die Magisterprlitung auch dann

bestanden. wenn das Fach Allgemeine VolkSWirtschaftslehre 11 minde­
stens mIt .ausrelchend" bewertet worden ist und von den baiden wähl·
baren Fächem höchstens eines mit "nicht ausreichend" o-ertet wor·
den ist und das arithmetische Mittel der Noten In den drei Fächern
den Wert 4.0 nicht übersteigt.

(2) 018 Gesamtnote Wird aus dem arithmetISChen Mittel der doppelt ge­
wichteten Note Im Hauptfach. der dOPpelt gewichteten Note der Magister­
arbet! SOWIe der Noten in den Nebenfächern gebildet.

(3) § 15 Abs. 4 satz 2 und Abs. 5 gilt entsprechend.
(4) Anstelle der Gesamtnote nach § 15 Abs. 4 wird das Gesamturteil ,mit
Auszeichnung' erteilt. wenn die Magisterarbeit mrt 1.0 bewertet und der
Durchschnitt aller anderen Noten der Magist8fl)l'ÜfUng nICht Ichlechter als
1.5 ist.
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§24
~ der MegIat8rprOtung

(1) Die Magistlll'8ttle/t und die Prüfungen in den einzelnen BereichenIT.'­
gebietenlKurlen können bet ,nicht 8UlInlichet Iden" L.etstungen eimt8I wie­
derholt werden, Eine Rückgabe des Themas der MagisterartIeit in der ltI
§ 20 Abs. 2 satz 3 genannten Fnst ist jedoch nur zulässig. wenn der Kandi·
dat bei der Anfertigung seiner ersten Magisterarbeit von dl8Ser MögllChkert
kEllnen Gebrauch gemacht hatte.
(2) Eine zwerte Wiederholung der Magisterarbeitist ausgeschloIIen. Eine
zwerte Wiederholung der Bereichs·lTeilgebtets-/Kursprüfungen kann der
federführende P.rüfungsausschu8 im Benehmen mit dem für das betrClffer18
Fach zuständigen Prüfungsausschu8 in Ausnahmefällen zulassen.

§25
Zeugnis

(1) Über die bestandene Magisterprüfung Ist ein Zeugnis auszustellen. das
das gewählte Hauptfach und die Hauptfachnote, die gewählten Nebenfä­
cher und die dann 8rZ18Iten Noten. das Thema und die Note der MagIster­
artlert SOWI8 dl8 Gesamtnote enthält.

(2) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des federführenden Prüfungsaus­
schusses und dem Dekan des FachberEIIchs Erziehungs- und SozI8IW1S­
sensChaften zu unterzetchnen,

(3) Ist eine in § 19 Abs. 2 und 3 genannte Prüfungsleistung oder die Magi.
sterarbeit mit ,nicht bestanden" bewertet Oder gilt SIe als nicht bestanden.
erteilt der Vorsitzende der zuständig8f1 PrüfungsaUSSChusses dem Kandi·
daten hierüber einen SChrIftlichen Bescheid. der auch darüber Auskunft
gibt. ob und gegebenenfalls in welchem Umfang und innerhalb welcher
Frist die MagisterJ)rÜfUng wiederholt werden kann.
(4) Der Bescheid über die nicl'1tbestandene Magisterprüfung ist mit einer
RechtsbeheIfsbelng zu versehen.

(5) Hat der Kandidat die Magisterprüfung nicht bestanden. wird Itvn auf
Antrag und gegen Vortage der entspr1IChet Iden NachweiIe sowie- im F.
des endgültigen NichtbestetMlna - der ExmatrIkuIationg
eine sc:hriftIiche Bescheinigung ausgestellt. die die ertnchten~
stungen und deren Noten SOwie die zur Maglsterprüfung noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und «t<ennen li8t, daS die Magisterpnjfung
nicht bestanden ist.

§2CS
Magiatena1wnde

(1) ZUsammen mit dem Zeugnis wird dem Kandidaten eine Urkunde über
die Verleihung des Magistergrades gemä8 § 3 ausgehändigt. Die Urkunde
trägt das Datum des Zeugnisses.

(2) Die Urkunde wird von dem Dekan des FaChbereichs für das Hauptfach
unterzeichnet und mrt dem Siegel versehen.

IV. Schlußbestimmungen
§27

UngQltigkett der ZwtschenprOfung und der MegIaterpOfung
(1) Hat der Kandidat bet einer Prüfung getiuachtund wircl dieleT8tUChe
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt. kann der Prülungsaus­
schuB nact'lträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen. bei deren
Erbringung der Kandidat getäUScht hat, entspI echelld berichtigen und die
Prüfung ganz oder teilWE1tS8 für ,nicht bestanden' erklänln.
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht
erfüllt. ohne daS der Kandidat hierüber tiuachen WOllte. und wird dieMTat·
sache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt. wird diIi.r Man­
gel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat der Kandidat die ZUlu·
sung vorsitzIich zu Unrecht -mct. entscheidet der~ Prü­
fungsausac:huß über die Aberkennung des Magistergradols.
(3) Vor einer Entscheidung ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung
zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebellenfaIls ein
neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 satz 2
ist nach .ner Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des PrüfungsDugnis­
ses ausgesctltosaen.

§28
Eln8icht in die~

(1) Nach AbschIu8 des Prüfungsverf8hrens wird dem Kandidaten auf An­
trag Einsicht in seine schriftlichen PrOfungurbeiten. die darmJf bezogenen
Gutachten der Prüfer und die PrüfungsprotOkolle gewIhrt.

(2) Der Antrag ISt binnen Ellnem Monat nach Aushilndigung des Prüfungs­
zeugnisses betm Vorsitzenden des federführenden PrüfungsauachUSMS
zu stellen. Der Vorsitzende des federführenden Prüfungsausschusses be­
stimmt Im Einvernehmen mit den Vorsitzenden der beteiligten Prüfungs.
ausschüsse Ort und Zert der einSIchtnahme.

§2I
ADerUnnung des Maglatergtlldea

Die Aberkennung des Magistergrades richtet aiCh nach den gesetzlichen
Bestimmungen. ZUständig für die Entscheidung ist der Senat der Femuni­
versitlt - GeMrnthoc:t1sc: -.
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130
O~mmungen

(1) Diese Prüfungsordnung findet auf alle Studenten Anwendung, die im
Wintersemester 1987/88 erstmalig für einen Magisterstudiengang an der
Fernuniversität - Gesamthochschule - in Hagen eingeschrieben worden
sind. Studenten, die sich bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bereits
im Hauptstudium befinden, legen die Magisterpnjfung nac:/'l der im Som­
mersemester 1987 geltenden Prüfungsordnung ab, es sei denn, daS sie die
Anwendung der neuen Prüfungsordnung bei der Zulassung zur Pnifung
schriftlich beantragen; der Antrag ist unwiderruflich. Studenten, die sich
bei Inkratttreten dieser Prüfungsordnung noch im Grundstudium befinden.
und Studenten des Hauptfaches Sozialwissenschften und der Nebenfi­
eher Psychologie. Philosophie, Neuere deutsche UteraturwissenSChaften•.
Erziehungswissenschaft. Rechtswissenschaft und ~hichte legen die
Magisterpnifung nach dieser Prüfungsordnung ab.
(2) Wiederholungsprüfungen sind grundsätzlich nach der Prüfungsord­
nung abzulegen, nach der die Erstprüfung abgeleg1 wurde.

131
Ink~en und \ferMfentllchung

(1) Di.. Pnifungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1987 in Kratt.
Gleichzeitig tritt die Ordnung der Prüfung zum Magister Mium vom 11. Juli
1983 (GAS!. NW. S.378) auSer Kraft. § 30 bleibt unberührt
(2) Diese Prüfungsordnung wird im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultus­
ministeriums und des Ministeriums für WISSenSCNfI und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen (GABt. NW.) veröffentlicht.

Ausgefertigt aufgnlnd der Beschlüsse des Fachbereic:hsrat des Fach­
bereichs Erziehungs- und SomIwisaenschaften vom 8. 5. 1985 und a
Senats vom 11. 6. 1985 sowie der Genehmigung des Miniatera für WIsaen­
schaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 28. 12. 1987 ­
11 A6-8149.48.

Hagen, den 4. FebnJar 1988
Der Rektor

Prof. 01'. U. Battia
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Satzung des Vereins *
FTK-Forschungsinstitut rür Telekommunikation e.V. )

vom 11.September 1991

§ 1
Name und Sitz

Der Verein führt den Namen "FfK.-Forschungsinstitut für Telekommunikation" mit dem
Zusatz e.V. Er ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Dortmund einzutragen. Sitz und
Gerichtsstand des Vereins ist Dortmund.

§2
Zweck des Vereins

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Zweck des
Vereins ist die Förderung von Wissenschaft, Forschung, Entwicklung, Anwendung und
Qualifizierung im Bereich der Telekommunikation. Der Satzungszweck wird verwirk­
licht insbesondere durch wissenschaftliche Forschung und Entwicklung, Veranstal­
tungen und Lehrgänge auf dem Gebiet der Telekommunikation. Arbeitsresultate
sollen der Allgemeinheit zugute kommen; z.B. durch Veröffentlichungen in der Schrif­
tenreihe des Vereins oder in wissenschaftlichen Zeitschriften.

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.

3. Der Verein darf keine natürliche oder juristische Person durch Ausgaben, die dem
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
begünstigen.

4. Der Verein kann sich in verschiedene, nach Sach- bzw. Forschungsgebieten getrennte
Abteilungen gliedern. Die Einrichtung neuer Abteilungen erfolgt auf Empfehlung des
Vorstandes durch Beschluß der Mitgliederversammlung, der mit 2/3 Mehrheit gefällt
werden muß.

5. Der Verein arbeitet bei der Verfolgung seiner Zwecke mit verschiedenen Universitä­
ten (insbesondere den Universitäten Hagen und Wuppertal) und einschlägigen
Organisationen zusammen.

*) Das FTK • Forschungsinstitut für Telekommunikation e.V. wurde auf Antrag des Senats der FernUniversität •

Gesamthochschule· in Hagen vom 2.Juni 1993 umit Erlaß des Minsteriums für Wissenschaft und Forschung des Landes

Nordrhein·Westfalen vom 8.Juli 1993 . AZ. 111 A 7 . 6222/150 als wissenschaftliche Einrichtung an der FernUniversität ­

Gesamthochschule· in Hagen anerkannt.
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§3
Mitgliedschaft

Mitglieder des Vereins können natürliche Personen werden. Der Antrag auf Aufnahme ist an
den Vorstand zu richten. Die Aufnahme neuer Mitglieder erfolgt durch Beschluß des Vor­
standes mit 2/3 Mehrheit. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die Satzung des Vereins
an.

Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, Austrittserklärung oder Ausschluß.

Der Austritt ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten möglich. Er ist
gegenüber dem Vorstand schriftlich mit eingeschriebenem Brief zu erklären.

Über den Ausschluß - insbesondere aufgrund vereinsschädigenden Verhaltens - entscheidet
der Vorstand mit 2/3 Mehrheit, die Mitteilung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Mit dem _
Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Ansprüche dem Verein gegenüber.

§4
Rechte und Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder haben das Recht, an den Mitgliederversammlungen des Vereins teilzuneh­
men, Anträge zu stellen und das Stimmrecht auszuüben. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat
eine Stimme.

Über die Höhe der Mitgliedsbeiträge entscheidet die Mitgliederversammlung auf Vorschlag
des Vorstandes. Die Mitglieder haben die Zahlung der festgesetzten Beiträge bis zum 15.04.
eines jeden Jahres vorzunehmen. Wissenschaftler sind von der Beitragszahlung befreit.

Im laufenden Rechnungsjahr nicht verausgabte Beiträge werden zur Erfüllung des Ver­
einszweckes auf neue Rechnung vorgetragen. Mittel des Vereins dürfen nur für die sat­
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in
ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins
erhalten.

Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins nicht mehr als den
gemeinen Wert eventuell geleisteter Sacheinlagen zurück.

§S
Organe des Vereins

1. Organe des Vereins sind

a) der Vorstand und
b) die Mitgliederversammlung

2. Der Vorstand des Vereins besteht aus bis zu 5 Mitgliedern. Die Vorstandsmitglieder
werden von der Mitgliederversammlung jeweils auf Widerruf gewählt. Die Mitglieder
des Vorstandes können den Verein jeweils allein vertreten. Der Vorstand kann bis zu
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3. Mindestens einmal jährlich findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt, zu
der alle Mitglieder schriftlich vom Vorstand einzuladen sind. Die Mitglieder­
versammlung wird durch den Vorstand einberufen. Auf schriftlichen Antrag von min­
destens 1/3 der Mitglieder hat der Vorstand innerhalb von vier Wochen eine Mit­
gliederversammlung einzuberufen. Die Einladung zur Mitgliederversammlung durch
den Vorstand hat mindestens 14 Tage vor dem Termin der Versammlung zu erfolgen.
Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit; Beschlüsse über
Satzungsänderungen werden mit 2/3 Mehrheit gefaßt. Auch ohne Versammlung der
Mitglieder ist e~.n Beschluß gültig, wenn 2/3 aller Mitglieder schriftlich ihre Zustim­
mung erteilen. Uber die Mitgliederversammlung ist eine vom geschäftsführenden Vor­
stand und vom Schriftführer zu unterzeichnende Niederschrift aufzunehmen.

§6
Beirat

Der Verein kann einen Beirat bestellen. Der Beirat soll den Vorstand des Vereins beratend
unterstützen. Die Beiratsmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitglieder­
versammlung mit 2/3 Mehrheit gewählt.

Sie scheiden durch schriftliche Mitteilung gegenüber dem Vorstand bzw. durch die Ent­
scheidung der Mitgliederversammlung, die mit 2/3 Mehrheit zu treffen ist, aus.

§7
Förderverein

Zur Förderung der Ziele des Vereins kann auf Beschluß der Mitgliederversammlung ein
Förderverein gegründet werden. Die Umsetzung des Beschlusses übernimmt der Vorstand.

§8
Auflösung

Über die Auflösung des Vereins beschließt eine ordnungsgemäß einberufene Mitglieder­
versammlung mit 2/3 Mehrheit sämtlicher Mitglieder. Sind weniger als 2/3 der Mitglieder
anwesend, so kann erneut eine Mitgliederversammlung einberufen werden, die die Auflösung
dann durch einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder beschließen kann.

Bei der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen Zwecks fällt das Vereins­
vermögen, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert
der von den Mitgliedern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, zu gleichen Teilen an die
Fernuniversität - Gesamthochschule Hagen und an die Bergische Universität - Gesamt­
hochschule Wuppertal.

§9
Vereinsjahr

Das Vereinsjahr läuft vom 01.01. bis zum 31.12. Das erste Vereinsjahr läuft vom Tage der
Gründung an bis zum Jahresende.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Gründungsmitglieder des Vereins vom
l1.September 1991
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Ordnung
über studienbegleitende Leistungskontrollen

unter Prüfungsbedingungen
für den gemeinsamen Studiengang Rechtswissenschaft

an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
und an der Fernuniversität - Gesamthochschule - in Hagen

Vom 11. Juni 1993

Aufgrund des § 8 a des Gesetzes über die Juristischen Staatsprüfungen
und den JUristischen Vorbereitungsdienst (Jurlstenausblidungsgesetz ­
JAG -) In der Fassung der BekanntmaChung vom 16. Juli 1985 (GV. NW.
S. 522). geandert durch Gesetz vom 16. Dezember 1992 (GV. NW.
S. 529). haben die Heinrlch·Helne-Unlversltät Düsseldorf und die Femuni­
versilat - Gesamthochschule - In Hagen die folgende Ordnung über stu­
dienbegleitende Leistungskontrollen .unter Prüfungsbedingungen für den
gemeinsamen Studiengang Rechtswissenschaft als Satzung beschlossen:

Inhaltsübersicht

I. Studienbegleitende Leistungskontrollen
§ 1 Zweck des Kontrollverfahrens
§ 2 Durchführung in Ubungen für Anfänger
§ 3 Kontrollfrist. Wiederholung
§ 4 FristberecMung, Frislllerlängerung
§ 5 Prüfungsbeauftragter
§ 6 Teilnahmeberechtigung
§ 7 Anmeldung und Zulassung
§ 8 Durchführung unter Prüfungsbedingungen
§ 9 Ordnungswidriges Verhalten
§ 10 Rücktritt. VersäumniS, Verhinderung
§ 11 Auswahl und Bewertung der KontrollkJausurarbeiten
§ 12 Bekanntgabe der Prüfungsentscheidung. ZeugniS
§ 13 Rücknahme und Versagung
§ '4 Anerkennung anderer Leistungen

11. Übungsschein
§ 15 Voraussetzunoen und Ausstellung eines Übunosscheines

111. Ubergangsbestimmungen. Geltung,
Inkrafttreten

§ 16 Übergangsbestimmungen
§ 17 Geltung, Inkrafttreten

I. Studien begleitende Leistungskontrollen

I 1
Zweck de. Kontrollvertahrena

(1) Während des rechtswissenschafttichen Studiums werden drei stiudien­
begleitende Leistungskontrollen unter Prüfungsbedingungen (Leistungs­
kontrollen) durchgeführt. Die Kontro"en dienen der Feststellung, ab der
Studen1') für die weitere Ausbildung tactllic:tl geeignet ist. Sie erstrec:ken
sich auf das Bürgerliche Recht, das Strafrecht und das Öffentliche Recht
(Kontrollfächer).
(2) Der erfolgreiche Abschluß des Kontroitverlahrens ist Voraussetzung
für die Zulassung zur ersten Staatspnjfung. Außerdem wird der nach § 8
Abs. 1 Nr. 5 JAG für die Zulassung erforderliche GnJndlagenschein nur
anerkannt. wenn er nach erfolgreichem Abschluß der studienbegleitenden
Leistungskontrollen erworben wurde.

DurchfOI1rung In~ fOr Anflnger
(1) Leistungskontrollen finden im Rahmen der Übungen für Anflnger im
S.ürgerlichen Recht. im Strafrecht und im Otrendichen Recht staU. Diese
Ubungen werden für Slydenten des zweiten bis vierten semesters ange­
boten. In jeder dieser Ubungen werden zur Leistungskontrolle <Pi Auf·
slchtsarbeilen als Kontroilklausurameiten gestelt, die zugleich Ubungs­
kJausurarbeiten sein k6nnen.
(2) Die Bearbeitungazeit lQr die Kontrotlldauaurarbeiten betragt jeweils
zwei Zeitstunden. Sie Iw1nfOr kOrperbehinderte Teilnahmer angem....n
verlangert werden.
(3) Die Leistungskontrollen sind bestanden. wenn wenigstens eine der in
dem jeweiligen "Fach gestellten Kontroflklausuren mindestens mit .ausrei­
chend" bewertet worden ist.

') AU. in~. Ordnun9~ P....Oll.nllezeidlnungen~ Frauen
uncl MInner 11'I gIeidIerW....

13
Kontrollfrl.t, Wiederholung

(1) Die im gemeinsamen Studiengan~ Rechtswissenschaft.eingeSChnebe­
nen Studenten - im folgenden Kandidaten genannt - mussen SIch den
Leistungskontrollen bis zum Ende des vl8rten Semesters unterzogen ha­
ben. Wird diese Frist in einem Kontrollfach versäumt. gilt die Leistungs­
kontrolle in diesem Kantrolltach als erstmals nicht bestanden.
(2) In jedem Kontrolllach kann die Leistungskontrolle bei Mißerfolg einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung in dem betreffenden Kontrolllach
muß innerhalb der belden Semester erfolgen. die der Bekanntgabe des
Ergebnisses der mißlungenen Leistungskontrolle in diesem Fa~ folgen;
sie ist letztmals bis zum Ende des sechsten Semesters möglICh. Eine
nachmalige Wiederholung ist auch nach erneutem Studienbeginn ausge­
schlossen.

• 4
Frtatberec:hnung, Frlstverllngerung

(1) Zeiten eines Auslandsstudiums werden in die Kontrolllristen nach § 3
Abs. 1 nicht eingerechnet.
(2) Der Vorsitzende des Justizprüfungsamtes kann aus zwingenden Grün­
den. die nicht in unzureichenden Leistungen liegen dürfen. auf Antrag
Ausnahmen von § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2 zulassen. Der
Antrag ist unverzüglich zu stelle.n. Die Tatsachen sind glaubhaft zu machen;
im Falle einer Krankheit kann dl8 Vorlage eines amtsärztlIchen Zeugnisses
verlangl werden.

15
PrOfungsbeauftragter

(1) Für die Durchführung des Kontrollverfahrens bestellen die Dekane der
beiden rechtswissenschaftlichen Fakultäten gemeinsam einen hauptamtli­
chen Professor einer der Fakultaten zum Prüfungsbeauftragten sowie ei­
nen weiteren hauptamtlichen Professor zu seinem Vertreter. Seine Amts­
zeit betrlgl drei Jahre, Wlederbestellung ist zulasslg.
(2) Der Prüfungsbeauflragte achtet darauf. daß die Bestimmungen dieser
Ordnung eingehalten werden. Er ist Behörde im Sinne des Verwaltungs­
verfahrens· und des Verwaltungsprozeßrechts.

I S
Tellnahmeberec:htlgung

Zur Teilnahme an einer Leistungskontrolle ist berechtigt. wer
1. für den gemeinsamen Studiengang Rechtswissenschaft eingeschneben

und gleichzeitig an der Femuniversitat Hagen als Zweithörer gemäß
§ 70 Abi. 2 WissHG zugelassen ist.

2. sich in dem betreffenden Kontroilfach einer Leistungskontrolle an einer
anderen Universitat der Bundesrepublik Deutschland noch nicht - im
Falle der Wiederholung noch nicht .mehr als einmal - unterzogen hat.

3. die Kontrollfristen gemtß § 3 Abi. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 2 nicht
überschritten hat

17
Anmeldung und Zulusung

(1) Die Anmeldung zu den LeistungskontroHen hat für jedes Kontrofltach
gesondert unter Verwendung eines Anmeldeformulars und Vorlage eines
gültigen amtlichen Ausweises mit Lichtbild im juristischen Sekretariat der
Heinrich·Hein.UniverSitit Düssetdorf innerhalb einer Ausschlußfrist zu ar­
folgen. die vom Prüfungsbeauftraglen vor Beginn der Vorlesungszeil des
Semesters festgesetzt und durch Aushang am Schwarzen Brett der D.
kanate bekanntgegeben wird.
(2) Mit der Anmeldung sind vorzulegen:
1. du Studienbuch und der Nachweis der Zulassung als ZweithOrer an

der Femuniversitat Hagen. .
2. eine Erklarung. gegebenenfalls ein Nachweis darüber. ob, wie oft. wann,

wo und mit welchem Ergebnis der Bewerber im betreffenden Kontroll­
fach bereits an einer studienbeateitenden LeistungskDntroIle im Sinne
des § 5 a Abi. 4 des Deutschen Aic:htergesetzes (DRiG) in der Fusung
des Gesetzes vom 25. 7. 1984 (8GB!. I S. 995) an einer Universitit der
Bundesrepublik Deutschland teilgenommen hat,

3. im FaUe eines vorangegangenen Studienortwech_ du Studienbuch
oder ein entsprechender Nachweis der Universitat, an der der Bewerber
eingeschrieben oder als ZweilhOrer gemlß § 70 WislHG zugetusen
war. ..

4. sonstige zum Nachweis der Teilnahmeberechtigung (§ 8 Nm. 2 und 3)
gegebenenfalls erforderliche Bescheide oder Bescheinigungen.

(3) Über die Zulassung zu einer LeistungskontroUe entscheidet der PrO­
funqsbeauttrag1le.
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§ 8
Durchführung unter Prüfungsbedingungen

(1) Die Durchführung der Kontrollklausurarbeiten unter Prüfungsbedingun­
gen liegt In der Verantwortung des Jeweiligen Ubungsl8lters.
(2) Die zugelassenen Bewerber haben sich vor Ausgabe einer jeden Kon­
trollklausurarbeit durch einen gültigen amtlichen Ausweis mit lichtbild aus­
zuweisen.
(3) Bel der Anfertigung der Kontrollklausurarbeit dürfen nur die zugelas­
senen Hilfsmittel verwendet werden. Der Bewerber hat die Arbeit späte­
stens bel Ablauf der Bearbeitungsfrist an den Aufsichtführenden abzuge­
ben. Sie ISt mit dem Namen des Bearbeiters und mit seiner Matnkelnum­
mer zu versehen und von diesem zu unterzeichnen.
(4) Die Führung der Aufsicht obliegt dem Übungsleiter oder einem von
diesem beauftragten Mitarbeiter. Weitere Aufslchtspersonen können hin­
zugezogen werden.
(5) Über den Ablauf der Kontrollklausurarbeit ist vom Aufsichtführenden
eine Niederschrift zu erstellen.

§ 9
Ordnungswidriges Verhalten

(1) Der Aufsichtführende kann Teilnehmer wegen eines erheblichen Ver­
stoßes gegen die Ordnung von der Teilnahme an der Klausurarbeit oder
Ihrer Fortsetzung ausschließen.
(2) Unternimmt es ein Teilnehmer. das Ergebnis einer Aufsichtsarbeit
durCh Täuschung oder die Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
eigenem oder fremdem Nutzen zu beeinflussen. so ist seine Arbeit nicht
zu bewerten. In besonders schwerwiegenden Fällen kann er von der wei­
teren Teilnahme am laufend.en Kontrollverfahren ausgeschlossen werden.
Die Entscheidung trifft der Ubungsleiter.

§ 10
Rücktritt, Versiumnls, Verhinderung

(1) Ein Rücktritt nach Zulassung zum Kontrollverfahren in dem jeweiligen
Kontrollfach (§ 7 Abs. 3) ist ausgeschlossen.
(2) Eine Kontrollklausurarbeit gilt als nicht bestanden. wenn ein zugelas­
sener Teilnehmer
1. zum Termin der AufsIChtsarbeit nicht erscheint.
2. die Arbeit nicht oder nicht rechtzeitig abliefert.
3. gemAß § 9 Abs. 1 von der Teilnahme an der Klausurarbeit oder ihrer

Fortsetzung ausgeschlossen wird.
4. eine Arbeit abliefert. die nach § 9 Abs. 2 nicht bewertet wird.
(3) Macht der Student für die Versäumung eines Klausurtermins oder für
die Nichtablieferung einer Arbeit Entschuldigungsgründe mit dem Ziel gel­
tend. zu einer weiteren Aufsichtsarbeit in einem anderen KontrollYerfahren
zugelassen zu werden. so muß er die Gründe unverzüglich dem Vorsit­
zenden des Justizprüfungsamtes beim OLG Düsseldorf zur Entscheidung
darlegen. Die Tatsachen Sind glaubhaft zu machen; im Falle der Krankheit
kann die Vortage eines amtsärztlichen Zeugnisses verlangt werden.

I 11
Auswahl und Bewer1Ung der KontrollkJauaurubelten

(1) Die Auswahl der Aufgaben für die Kontrollklausurarbeiten obliegt dem
Ubungslelter.
(2) Die Bewertung der Kontrollklausurarbetten erfolgt durch den jeweiligen
Ubungsl8lter und durch einen weiteren Prüfer (Mitprüter). der mindesten'
die erste Junstlsche Staatsprüfung abgelegt hat.
(3) Die Erstbewertung der Kontrellklausurarbeitln erfolgt durch den Mit­
prüfer. Kommen die belden Prüfer nach ~.eratung niCht ZU einer überein­
stimmenden Bewertung. entscheidet der Ubungsleiter ablchlieSend.
(4) Die Bewertung der Kontrollklausurarbeiten erfolgt nach § 14 Ab.. 1
JAG.

112
Bekanntgabe der PrOfungMntlcheldung, laugn"

(1) Bei Bestehen der Kontrollklausurarbeit ist dem Teilnehmer die ent­
scheidung unter Rückgabe der bewerteten Aufsichtsarbeit bekanntzuma­
chen. Nach erfolgreichem Abschluß des gesamten KontreNverfahrens wird
vom Prüfungsbeauftragten eine Bescheinigung erteilt dine Bescheini­
gung enthält das Datum des Bestehen, der letzten Kontr'OlIklausurarbeit.
Bei Exmatrikulation erhält der Student auf Antrag eine Bncheinigung
darüber. an welchen Leistungskontrollen er mit welchem Erfolg teHgenom­
men hat.
(2) Ist die LeistungskontreUe in einem Fach nicht bestanden. wird dem
betreffenden Teilnehmer ein Bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung erteilt.
Darin Wird festgesteNt. ob bzw. innerhalb welcher Frist der Bewertler zur
Wiederholung der Leistungskontrolle berechtigt ist. Die nicht bestandene
KontreUklausurarbeit verbleibt bis zur Bestandskraft der Entscheidung bei
den Akten über da, Kontrollverfahren. Dem TeHnehmer ist Einsicht in diese
KontroliklauSljrarbeit zu gewähren. Ort und Zeit für die EinSiChtnal1me
können vom Ubungsleiter festgesetzt und durch Aushang bekanntgegeben
werden.
(3) Zeugnisse und Bescheide kOnnen maschinell ersteh werden. Sie sind
mit einem Stempelaufdruck ZU versehen.

§ 13
Rücknahme und Versagung

(1) Eine Entscheidung (§ 12) ist zurückzunehmen. wenn diese selbst. die
Zulassung zu einer Leistungskontrolle. eine FrislVerlängerung. die Aner­
kennung einer Verhinderung oder ein für diese Entscheidung notwendiger
Nachweis durch arglistige Täuschung. Drohung oder Bestechung oder
durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ISt oder wenn
Sich bezüglich einer für einen KontrollnachweiS erforderlichen Kontrollei­
stung ein Fall des § 9 Abs. 2 nachträglich herausstellt. Im letzteren Fall
kann die Wiederholung der betreffenden Leistungskontrolle Innerhalb einer
bestimmten Frist gestattet werden. wenn für diese Leistungskontrolle zur
Zeit der Setzung des Rücknahmegrundes noch eine WIederholungsmög­
lichkeit bestanden halte.
(2) Unter den Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 sowie In Fällen. In denen
EntScheidung und Nachweise durch unrichtige oder unvollständige Anga­
ben erwirkt worden Sind. ist die Rücknahme nur Innerhalb eines Jahres
seit dem Zeitpunkt der Kenntnlsertangung zulässig.
(3) Die in Absatz 1 angeführten Nachweise und Entscheidungen Sind zu
versagen. wenn vorher Tatsachen bekannt werden. die einen Rücknah­
megrund darstellen.

114
Anerkennung anderer Leistungen

An anderen Universitäten der Bundesrepublik Deutschland erworbene
Zeugnisse und Bescheinigungen über das Bestehen einer Leistungskon­
trolle Sind anerkannt, soweit sie den Erfordernissen des § 5 aDRiG in der
Fassung des Gesetzes vom 25. 7. 1984 (BGBI. I S. 995) entsprechen. Die
Entscheidungskompetenz des Vorsitzenden des Justizprüfungsamtes
bleibt unberührt.

11. Übungsschein

I 15
Voraussetzungen und Ausstellung eines Übungsschein..

(1) Neben dem Zel:lgnis über die erfolgreiche.Teilnahme am KontroUver­
fahren wird in den Ubungen für Anfänger ein Ubungsschein erteilt.
(2) Qie Voraussetzungen für die Erteilung des Übungsscheins bestimmt
der Ubungsleiter.
(3) Der Übungsschein wird durch den Übungsleiter ausgestellt.

111. Übergangsbestimmungen. Geltung.
Inkrafttreten

_ I 18
Ubergangsbestlmmungen

(1) Bis zur Wahl oder Bestellung eines Dekans oder Gründungsdekans
an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf werden dessen Aufgaben
nach die..r Ordnung vom Rektor der Heinrich-Helne-unlversität Düssel­
dorf wahrgenommen.
(2) Abweichend von § 5 Abs. 1 kann auch der Gründungsbeauftragte an
der Heinrich-Hein..UniverSität Düsseldorf für den gemeinsamen Studien­
gang Rechtswiuenschaft zum Prüfungsbeauftragten bestellt werden.

I 17
Geltung, I"kratureten

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1993 In Kraft. Sie gilt für aHe
Studenten. die ein rechtswiuenschaftliche, Studium nach dem 15. Sep­
tember 1985 aufgenommen haben. Sie wird im Gemeinsamen Amtsblatt
de, Kultusministeriums und des Ministeriums für Wissenschaft und For­
schung des Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlicht und in den Amtli­
chen Bekanntmachungen der Heinrich-Hein..Unlversität Düsseldorf und
der Fernuniversität - Gesamthochschule - in Hagen bekanntgegeben.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses du Senats der Heinrich-Heine­
Universität Düueidorf vom 14. 4. 1993 sOwie der Beschlüsse des Fach­
bereichsrats des Fachbereichs Rechtswissenschaft vom 26. 3. 1993 und
des Senats der Fernuniver,itlt - Gesamthochschule - in Hagen vom 31. 3.
1993 sowie der Genehmigung dn Ju'tizminiSteriums im Einvernahm&!'
mit dem MiniSterium für Wissenschaft und Forschung und dem F'lI'Ianzmto
nisterium des LancIes Nordrhein-Westtalen vom 19.5. 1993 - Az.: 221~
APr.73.

DÜlHldorf. den 11. Juni 1993
Heinrich-Hein8-Universitlt DüIHldorf

Der Rekto/'
Universi1i~ Dr. Gert KaiSer

Hagen, den 11. Juni 1993
Fernuniversitlt - Gesamthochschule - in Hagen

Der Rektor
UniversiUltsprofessor Cr. Günter Fande!
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Ordnung für Brückenkurse
in den integrierten Studiengängen

der FernUniversität· Gesamthochschule· in Hagen
vom 29.Juli 1993

Aufgrund § 4 Abs.2 der Verordnung über den Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife während des
Studiums in integrierten Studiengängen vom 23.September 1981 (GV.NW.S.596), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 16.Mai 1990 (GV.NW.S.300), hat die FernUniversität - Gesamthochschule - in Hagen die folgende
Brückenkursordnung als Satzung erlassen.

§ 1
Zweck der Brückenkurse

Die FernUniversität - Gesamthochschule - führt regelmäßig Brückenkurse für die Studierenden der integrierten
Studiengänge durch. Sie sollen den Studierenden mit dem Zeugnis der Fachhochschulreife den Erwerb der
fachgebundenen Hochschulreife als Teilvoraussetzung für das Weiterstudium im Hauptstudium 11 ermöglichen.
Studierenden mit dem Zeugnis der Hochschulreife steht die Teilnahme an Brückenkursen frei.

§2
Studiengangsbezug der Brückenkurse

Brückenkurse ergänzen das Lehrangebot der integrierten Studiengänge im Bereich des Grundstudiums. Sie
sind inhaltlich auf den jeweiligen integrierten Studiengang bezogen und werden von dem Brückenkursbüro
unter der Leitung und Verantwortung des Leiters des ZFE durchgeführt. Die Inhalte der Brückenkurse werden
im Einvernehmen mit den Fachbereichen der integrierten Studiengänge festgelegt.

§3
Umfang der Brückenkurse

In jedem integrierten Studiengang wird dem Studierenden die Möglichkeit geboten, an drei Brückenkursen im
Umfang von insgesamt 240 Stunden teilzunehmen. In den einzelnen Brückenkursen darf der Anteil an Übungen
die Hälfte des Gesamtstundenvolumens nicht überschreiten. Lehrveranstaltungen des Grundstudiums, die mit
den Inhalten eines Brückenkurses identisch oder gleichwertig sind, können auf das Stundenvolumen ange­
rechnet werden.

§4
Brückenkursfächer

In den integrierten Studiengängen der FernUniversität - Gesamthochschule - werden Brückenkurse in den
folgenden Fächern angeboten:

Elektrotechnik
Informatik
Mathematik
Wirtschaftswissenschaft

1. Fach 2. Fach 3. Fach

Mathematik Englisch Deutsch
Mathematik Englisch Deutsch
Mathematik Englisch Deutsch
Mathematik Englisch Deutsch

oder
Französisch

§5
Anforderungen an die Abschlußklausuren

Jeder Brückenkurs wird mit einer vierstündigen schriftlichen Klausurarbeit abgeschlossen. In ihr soll der
Studierende nachweisen, daß er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln Probleme aus den Gebieten
des jeweiligen Brückenkurses mit geläufigen Methoden des entsprechenden Faches selbständig erkennen und
lösen kann.
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Für die Anforderungen an die Klausuren in den einzelnen Fächern gelten die nachfolgenden Bestimmungen:

(1) Die Abschlußklausur im Brückenkurs Mathematik erfordert die Lösung von drei Aufgaben, die sich auf
mindestens zwei Gebiete der Mathematik beziehen.

(2) Die Abschlußklausur im Brückenkurs Englisch bzw. Französisch setzt die Analyse und ggfs. die Erörterung
eines fremdsprachlichen Textes von ungefähr 500 Wörtern Umfang voraus.

(3) Die Abschlußklausur im Brückenkurs Deutsch ist entweder die Analyse eines Textes, die vergleichende
Analyse zweier Texte oder die Erörterung einer fachspezifischen Vorlage.

§6
Wiederholung der Abschlußklausuren und Anerkennung gleichwertiger Klausuren

Die Brückenkurse müssen bis zum Abschluß des Grundstudiums abgeschlossen sein. Jede Abschlußklausur
kann zweimal wiederholt werden. Klausuren, die innerhalb des Grundstudiums erbracht und mit mindestens
ausreichend bewertet wurden, können in Absprache mit den betroffenen Fachbereichen als Abschlußklausur
des entsprechenden Brückenkurses angerechnet werden, wenn sie den Leistungsanforderungen dieses
Brückenkurses mindestens gleichwertig sind. Die Feststellung der Gleichwertigkeit trifft das Brückenkursbüro.

§7
Befreiung von der Abschlußklausur in Englisch bzw. Französisch

Studierenden, die deutsche Aussiedler, Kinder ausländischer Arbeitnehmer oder Asylberechtigte sind und auf­
grund von Verwaltungsvorschriften des Kultusministers des Landes Nordrhein-Westfalen für den Erwerb der
Fachhochschulreife in der Bundesrepublik eine Sprachprüfung in der Sprache des Herkunftslandes bzw. in der
Muttersprache abgelegt haben, kann das Brückenkursbüro diese Sprachprüfung anstelle einer in diesem
Studiengang geforderten Brückenkursklausur in Englisch oder Französisch anrechnen. Die Belegung des
Brückenkurses Englisch oder Französisch ist nachzuweisen.

§8
Bescheinigung über den Abschluß der Brückenkurse

Bescheinigungen über die Teilnahme an den Brückenkursen und deren erfolgreichen Abschluß stellt der Leiter
des Brückenkursbüros aus. Über Widersprüche entscheidet der Leiter des ZFE.

§9
Übergangsragelung

Vor dem Inkrafttreten dieser Ordnung abgeschlossene Brückenkurse werden für den Erwerb der fach­
gebundenen Hochschulreife anerkannt.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität ­
Gesamthochschule - in Hagen in Kraft. Die Ordnung für Brückenkurse vom 28.11.1983 tritt damit außer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaft vom
23.9.1992 und des Senats der FernUniversität - Gesamthochschule - in Hagen vom 7.7.1993.

Hagen, den 29.Juli 1993

Der Rektor
der FernUniversität - Gesamthochschule - in Hagen

In Vertretung
Der Prorektor

Universitätsprofessor Dr. G. Schlageter
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